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Der beginnende Sommer hat Berlin 
nicht zum ersten Mal in ein Tropenhaus 
verwandelt. Wie sich die Stadt und ihre 

Bewohner künftig auf außergewöhn-
liche Hitzeperioden  

einstellen können, auf Seite        12

Mit gestiegenen 
 Erstellungskosten 
können die  Strom -
erzeuger ihre 

Strompreis-
erhöhungen  
in diesem 
Umfang nicht 
rechtfertigen. 

24

Das Giraffen-
hochhaus 

war nicht nur 
der erste und 

höchste Neubau 
im Hansaviertel, 
es hat auch ein 
außergewöhn-
liches Inneres.

22



4

Le
se

rb
rie

fe
 Die unter „Leserbriefe“ abgedruck-
ten Beiträge sind Meinungsäuße-
rungen von Leserinnen und Lesern 
zu Berichten im MieterMagazin 
und geben nicht die Meinung der 
Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 4/2019, Sei -
te 16, Birgit Leiß: „Erfolgsgeschich-
te(n) – Wie Mieter ihre Häuser mit 
dem bezirklichen Vorkaufsrecht vor 
Spekulation bewahren”

Eher eine Niederlage?

Sie porträtieren Erfolgsgeschichten 
im Kampf gegen Immobilienspeku-
lation. Die Geschichte der Zossener 
Straße 48 wirkt allerdings eher wie 
eine Niederlage: Die Miete stieg mit 
dem Beginn der Selbstverwaltung 
durch die Mieter von 4,50 auf 6,50 
bis 7 Euro, was eine Steigerung von 
durchschnittlich 50 Prozent bedeu-
tet. Neuvermietungen liegen sogar 
bei 8,50 Euro, also bei einer Miet-
steigerung von fast 90 Prozent. Und 
hierbei wurde nicht einmal moderni-
siert, sondern die Wohnungen blieben 
unverändert im bisherigen Zustand. 
Interessant dazu die Aussage von 
Frau von Langsdorff, Mieterin in be-
sagtem Haus und offenbar treiben-
de Kraft hinter dem Hauskauf durch 
die Mieter, dass dies noch bezahlbar 
sei. Eine derartige Rechtfertigung 
für Mietpreiserhöhungen hört man 
sonst eigentlich nur von Seiten der 
Immobilienspekulanten.
Ein Erfolg hinsichtlich der Erhaltung 
bezahlbaren Wohnraums wurde hier 
wohl kaum erzielt, vielmehr wurde 
der Kreislauf der exorbitant steigen-
den Mieten nur weiter in Gang ge-
halten. Dies sollte wohl kaum der 
Effekt des Vorkaufsrechts sein.
R. Gentkow per E-Mail

Die Mieter des Hauses sehen den 
jetzt erreichten Status als das kleine-
re Übel. Sie gehen davon aus, dass 
keiner von ihnen bei einem Verkauf 
des Hauses hätte bleiben können, 
weil es wegen Umwandlung entmie-
tet worden wäre. In der Zwischenzeit 
wären die Mieten vermutlich durch 
Modernisierungen in die Höhe ge-
trieben worden. Der Erfolg besteht 
in Folgendem: Alle Mieter konnten 
im Haus bleiben, langfristig und zu 
Mieten, die für sie akzeptabel sind. 
Über die Miethöhe wurde von den 
Mietern gemeinsam entschieden. 
Zudem gehört das Haus der Bewoh-
nerschaft und ist langfristig dem Im-
mobilien markt und einer weiteren 
Verwertung entzogen. Die relativ 
hohe Miete ist notwendig, um den 
Kredit zurückzahlen zu können.
Die Redaktion

Betr.: MieterMagazin 3/2019, Seite 
12, Jens Sethmann: „Berlin will sei-
ne Wohnungen zurück – Die Diskus-
sion um Rekommunalisierung und 
Enteignung“

Linkspopulistisch

Ihre Unterstützung des Volksbegeh-
rens „Deutsche Wohnen & Co ent-
eignen“ hat mich entsetzt. Bei mas-
siv gestiegenen Mieten kostet in Ber-
lin eine  60-Quadratmeter-Wohnung 
mit gehobener Ausstattung inzwi-
schen 11,40 bis 11,80 Euro. Eine 
60-Quadratmeter-Wohnung mit 
normaler Ausstattung kostet bei der 
Deutsche Wohnen 6,40 bis 6,70 
Euro. Mietenwahnsinn?
Nicht nur deswegen wäre eine Ent-
eignung und Entschädigung mittels 
des Markt- und Verkehrswerts ein 
diktatorischer Eingriff in Grundrech-
te, der nur mit Grundgesetz-Draht-
seilakten umsetzbar wäre. Bezeich-
nenderweise wird das Begehren von 
Senatsseite nur von der SED-Folge-
partei „Die Linke“ unterstützt. 
Der Zweck heiligt hier erst recht 
nicht das Mittel, weil er nicht erfüllt 
würde: Moderate Mieten entstehen 
durch mehr Angebot. Und der Ein-
griff beträfe, wie Sie auch schreiben, 
nur 10 Prozent des Wohnungsbe-
stands – mit entsprechend geringer 
Durchschnittsmietenauswirkung, 
aber verheerenden Auswirkungen 
auf Bauinvestitionen und das demo-
kratische Grundgefüge in Berlin. Oh-
ne weiteren Wohnraum zu schaffen, 
würden Mittel gebunden und die 
exorbitante Berliner Verschuldung 
drastisch erhöht.
Das Begehren macht linkspopulisti-
sche Milchmädchenrechnungen auf: 
Für Instandhaltung etcetera braucht 
auch eine staatliche Verwaltung ei-
ne Rendite, oder der Schuldenberg 
steigt weiter. Der höheren Rendite 
der privaten Unternehmen ist die 
größere staatliche Ineffizienz gegen-
zurechnen – erkennbar zum Beispiel 
an den ständig steigenden Gebüh-
ren kommunaler Versorgungsunter-
nehmen, die die Bruttomieten in die 
Höhe treiben.
H. Ullmann per E-Mail

Ein Hinweis zu den im Leserbrief ge-
nannten Zahlen: Laut Mietspiegel 
2017 liegt eine 60-Quadratmeter-
Wohnung je nach Lage, Baualter 
und Ausstattung zwi schen 5,22 und 
10,31 Euro. Die Mieter der landesei-
genen Wohnungsunternehmen hatten 
im Jahr 2018 eine Durchschnittsmie-
te von 6,05 Euro. Bei der Deutsche 
Wohnen lag diese bei 6,71 Euro.
Die Redaktion

Betr.: Deutsche Wohnen 

Ständig ist der Aufzug kaputt

Ich wohne jetzt schon seit  circa sechs 
Jahren bei der Deutsche Wohnen, in 
zwei verschiedenen Hochhäusern. 
Ständig ist der Aufzug kaputt, man 
kann schon die Uhr danach stellen. 
In dem ersten Haus, wo es nur einen 
Aufzug gab, etwa alle zwei Wochen, 
und in dem anderen ist bei zwei Auf-
zügen jede Woche einer kaputt. Ich 
weiß nicht, an wen ich mich wen den 
soll. Ich denke, wenn man versucht, 
sich an eine hohe Stelle bei der Deut-
sche Wohnen zu wenden, dass es 
einfach niemanden interessiert. Es 
zahlen ja eh die Mieter. Vielleicht 
sollte man die Behörden einschalten.
N. Poltoraczyk per E-Mail
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Titanische Zeiten
Bilder in Acryl 
auf Leinwand
von Clara Julia Escalera

im Beratungszentrum 
Südstern, Hasenheide 63, 
u Südstern, zu den üb-
lichen Öffnungszeiten

bis 31. August 2019,
Finissage: 24. August 
2019 ab 16 Uhr
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Während der Sommerschulferien vom 20. Juni 
bis einschließlich 2. August 2019 bleiben die 
folgenden Beratungsstellen geschlossen:

L Lichtenberg/Hohenschönhausen: 
 Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
 Ribnitzer Straße 1 b
L Hellersdorf: Stadtteiltreff Kompass, 
 Kummerower Ring 42 
L Mitte/Moabit: Selbsthilfe-, Kontakt- und 
 Beratungsstelle, Perleberger Straße 44 
L Schöneberg: AWO-Freizeitstätte, 
 Goltzstraße 19
L Zehlendorf: Nachbarschaftsheim 
 Mittelhof, Königstraße 43

Alle anderen Beratungsangebote finden wie 
gewohnt statt (siehe Service-Seiten 39 und 40).
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Vorstandssprechstunde 
Der ehrenamtliche Vorstand des Berliner Mie ter-
vereins bietet eine Sprechstunde für Mitglieder 
an. Gerne stellt sich der  Vorstand den Fragen 
und  An regungen der Mitglieder. 

Nächste Termine: 26. August 2019 und 
23. September 2019. 

Eine Anmeldung ist bis 14 Tage vor dem Termin 
unter S 030-226 26-120 erforderlich.

Dr. Rainer Tietzsch (Vorsitzender), 
Dr. Jutta Hartmann (Schatzmeisterin), 
Gundel Riebe (Schriftführerin)
gazin 7+8/2019
Das Beratungszentrum 
Wilmersdorfer Straße 
ist umgezogen

Seit März 2019 finden Sie uns in einem 
Laden in der Zillestraße 81, nahe Wil-
mersdorfer Straße. Unseren bisherigen 
Standort in der Wilmersdorfer Straße 
50/51 haben wir geschlossen. N
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Änderung Ihrer persönlichen Daten
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nach-
name   hat sich geändert? Sie können im Internet die 
 persönlichen  Daten Ihrer Mitgliedschaft ändern und 
dem Berliner Mieter verein  online mitteilen: 
https://service.berliner-mieterverein.de/service
Telefonische Kurzberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhalten Sie als  Mit  -
glied eine telefonische Kurzberatung – schnell und 
unbüro kratisch. Mehr zu diesem Service auf Seite 32.
Telefonberatung: S 030-226 26-152
MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Maga zins gehören wollen, dann registrieren Sie sich 
unter https://service.berliner-mieterverein.de/service
Mediation und Konfliktberatung

Telefonische Beratung: donnerstags 17 bis 18 Uhr. 
Außerhalb dieser Zeiten ist ein Anrufbeantworter 
 geschaltet. Rufnummer: S 030 - 34 71 08 21
E-Mail-Anfragen: mediation@berliner-mieterverein.de
Einsenderin dieses Fotos 
ist Melanie Piorecki

Augenblicke
Ob ein Bild zum Nach-
denken, ein Motiv mit 
Witz oder ein Foto aus 
ungewöhnlicher Per-
spektive: Schicken Sie 
dem MieterMagazin 
Ihre Momentaufnahme 
rund um das Thema 
Wohnen – die Redak-
tion honoriert den 
 Abdruck mit 40 Euro.
5
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Zwistigkeiten bei 
der erstellung des 
Mietspiegels ließ 

die Diskussion 
zwischen BMV 
und BBu kaum 

erkennen
„Berliner Mietspiegel im Höhen­
flug?“ lautete das Thema der Auf­
taktveranstaltung der vom  Berliner 
Mieterverein (BMV)  organisierten 
Diskussionsreihe „Forum Wohnungs­
politik“. Die Debatte hätte aktueller 
nicht sein können – war doch der 
neue Mietspiegel 2019 zu diesem 
Zeitpunkt gerade eine Woche alt. 

Rund 50 Interessierte verfolgten in 
der BMV-Geschäftsstelle die Dis-
kussion zwischen Mietervereins-Ge-
schäftsführer Reiner Wild und dem 
wohnungspolitischen Sprecher des 
Verbandes Berlin-Brandenburgischer 
Wohnungsunternehmen (BBU), Ma-
rio Hilgenfeld. 
Wer erwartet hatte, dass die Ver-
bandsvertreter aneinander geraten, 
wurde enttäuscht. Kaum etwas ließ 
darauf schließen, dass BMV und BBU 
sich bei der Erstellung des Miet spie-
gels in der gleichnamigen Arbeits-
gruppe durchaus auch „Kämpfe“ ge-
liefert haben, wie Reiner Wild bei-
läufig erwähnte. 
Hilgenfeld, dessen Verband zwar vor 
allem kommunale Wohnungsunter-
nehmen, aber auch private Firmen 
wie die Deutsche Wohnen vertritt, 
räumte ein, beim ersten Blick in den 
Mietspiegel erstaunt gewesen zu 
sein, denn man habe doppelt so ho-
he Mietwerte erwartet. „Wir üben 
keine grundlegende Kritik“, so Hil-
genfeld, der schon an der  Erstellung 
von fünf Mietspiegeln beteiligt war. 
Hilgenfeld regte an, überhöhte Mie-
ten, also vor allem solche, die  gegen 
die Mietspreisbremse ver stoßen, nicht 
mehr in künftige Mietspiegel einflie-
ßen zu lassen. Ein weiterer Vorschlag 
von ihm ging dahin, dem Dauerstreit 
der Berliner Gerichte über die Aus-
sagequalität des Mietspiegels das 
Wasser abzugraben: Der Senat sol-
le eine einzige, für das Wohnraum-
mietrecht zuständige Berufungskam-
mer schaffen. 
BMV-Chef Reiner Wild nutzte die 
Gelegenheit, den Mietspiegel  etwas 
genauer unter die Lupe zu  nehmen. 
In Wirklichkeit – so Wild – seien 
nicht konkrete Mieten  gesunken, son -

„ForuM WoHnungspoliTik“ iM

einverständnis im g
6

dern die statistischen Mittel- und 
Oberwerte. Rund ein Drit tel  aller 
dem Mietspiegel zugrunde liegen-
den Wohnungen seien in an dere 
Wohnlagen gerutscht – das  führe 
in den jeweiligen Gruppen zu ver-
meintlich niedrigeren Beträgen. Der 
dämpfende Effekt könnte aber beim 
nächsten Mietspiegel wieder verpu-
ffen. Ebenfalls zu  berücksichtigen 
sei, dass wegen des Wohnraumman-
gels nicht mehr so häufig umgezo-
gen werde, daher flossen weniger 
Neuvertragsmieten in den Mietspie-
gel ein – auch dies habe  einen stär-
keren Mietanstieg in dem Tabellen-
werk verhindert. 
Wild betonte, Vermieter vertreter 
hätten deutlich mehr  hohe Mietwer-
te einbeziehen wollen. Das sei aber 
auch durch das klare Bekenntnis des 
Senats zur Dreiviertel-Spanne ver hin-
dert worden. Er kriti sierte die soge-
nannte Orientierungshilfe zur Span-
neneinordnung, mit der Mieterhö-
hungen geprüft werden.  Diese sei 
„absolut erneuerungsbedürftig“.
Ob der Mietspiegel 2019 anwend-
bar bleibt und ob es in zwei  Jahren 
einen weiteren geben wird, ist aller-
dings offen. Der Senat plant, Miet-
erhöhungen für fünf Jahre auszu-
schließen (hierzu auch unser Beitrag 

„Berliner Mietendeckel: Das Für und 
Wider der Modelle“ auf Seite 17 die-
ser Ausgabe des MieterMagazins).
Sebastian Bartels
Buchtipp
Die schönheit der schweinebäuche

„Sous les pavés, la plage!“ („Unter den Pflastersteinen, der 
Strand!“) hieß ein Slogan der Arbeiter und Studenten in der Mai-
Revolte 1968 in Paris. Unter den „Schweine bäuchen“, das sind 
die großen Platten aus Granit auf den Berliner Gehwegen, liegt 
zwar kein Strand, aber zumindest Sand. Der Her ausgeber des 
reich illustrierten Buches beschreibt in mehreren Beiträgen die 

„Klarheit und Schönheit der Berliner Gehwege“ als  urbanes Mo-
biliar. Auch die Berliner Brandmauer ist ein Relikt aus längst 
vergangenen Zeiten. Im Zuge der Schließung der letzten Bau-
lücken wird sie bald Geschichte sein. Eine Autorin setzt der 
Gas-Straßenbeleuchtung ein Denkmal. Und auch das typische 
Berliner Mietshaus aus der Gründerzeit mit seinen fünf Stock-
werken und 22 Meter Traufhöhe, der „Plattenbau des 19. Jahr-
hunderts“, wird gewürdigt. Ein Ausflug in den Berliner Unter-
grund gilt der Denkmalgeschichte der U-Bahn. Stadtbaurat 
Ludwig Hoffmann verkörpert das Prinzip „Zeitlos städtisch 
Bauen“. „Ja, ja, der Hoffmann, dem haben wir alle Unrecht 
getan!“, wird Ludwig Mies van der Rohe zitiert. Dem Autor 
gelingt es, Brücken zu schlagen zwischen Gestern und Heute 
und Zusammenhänge aufzuzeigen, die zum Nachdenken an-
regen. Und tatsächlich: Die Schönheit liegt nicht selten im All-
täglichen.                                                                              rb

Frank Peter Jäger 
(Hg.): Berlin – 

Die Schönheit des 
Alltäglichen. Berlin 

2018. 28 Euro
MieterMagazin 7+8/2019



schon die Mieter­
Demo am 6. April 
brachte 15 000 
unterschriften für 
das Volksbegehren 
zusammen
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Für das Volksbegehren „Deutsche 
Wohnen & Co enteignen“, mit dem 
Wohnungskonzerne mit mehr als 
3000 Wohnungen in Berlin verge­
sellschaftet werden sollen, sind 
77 000 unterschriften gesammelt 
worden, deutlich mehr als für die 
erste stufe notwendig.

Die Unterschriftensammlung  wurde 
im Juni beendet. Es gab von Anfang 
an keinen Zweifel, dass die notwen-
digen 20 000 Unterschriften für die 
erste Stufe des Volksbegehrens in 
weniger als den zulässigen sechs 
Monaten zusammenkommen wür-
den. Schon am ersten Tag – wäh-
rend der Mietenwahnsinn-Demo am 
6. April – haben rund 15 000 Men-
schen unterschrieben. Das Volksbe-
gehren wird auch vom Berliner Mie-
terverein unterstützt.
Nach Einreichung der Unterschriften-
listen hat der Senat 30 Tage Zeit, um 

VolksBegeHren

Viel Zuspruch für 
Vergesellschaftung
MieterMagazin 7+8/2019

nachdem die 
 Mietpreisbremse 
von Vermietern 
immer wieder mit 
Füßen getreten 
wird, will die 
justizministerin 
sie nun 
nachrüsten
zu prüfen, ob das  Volksbegehren recht-
lich zulässig ist. Anschließend kann die 
zweite Stufe starten: Hier müssen min-
destens sieben Pro zent der Wahlbe-
rechtigten, also rund 170 000, inner-
halb von vier Monaten unterschreiben.
Die Deutsche Wohnen liefert  der  weil 
weiter Anlässe, die das Volks   begeh-
ren umso dringlicher  erscheinen las-
sen. Finanzchef Philip  Grosse kriti sier -
 te: Der Berliner Mietspiegel 2019 bil-
de  „eindeutig nicht die reale Markt-
entwicklung ab“. Das ließ auch den 
Verband Berlin-Brandenburgischer 
Wohnungsunternehmen BBU, der bis-
sTiZMinisTerin
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lang die Deutsche Wohnen eifrig ge-
gen das Enteignungsansinnen vertei-
digte, auf Distanz gehen. „Der BBU 
und  seine Mitgliedsunternehmen ste-
hen zu ihrer Verantwortung für den 
Erhalt des sozialen Zusammenhalts 
und den Schutz von bezahlbarem 
Wohnen“, erklärte BBU-Vor stand 
Maren Kern. „Wir erwarten von der 
Deutsche Wohnen als Berlins größ-
tem Vermie ter ein entspre chendes 
 Bekenntnis.“ Dieses Bekenntnis lie-
ferte diese in genau diesem Wort-
laut pflicht schul dig ab.                     
Jens Sethmann
ietpreisbremse
L Volksbegehren 
„Deutsche Wohnen 
& Co enteignen“:
www.dw
enteignen.de 

Studie „Profit-
maximierer oder 
verantwortungs-
volle Vermieter?“:
www.rosalux.
de/publikation/
id/40502/profit
maximierer­oder­
verantwortungs
volle­vermieter/ 
geseTZenTWurF Der BunDesju

stellschraubendrehe
Bundesjustizministerin  katarina Bar­
ley (spD) hat einen entwurf für ein 
besseres Mieterschutzgesetz vor­
gelegt. Der Deutsche Mieterbund 
(DMB) begrüßt die Vorschläge.
Trotz Nachbesserungen greift die 2015 
eingeführte  Mietpreisbremse  immer 
noch nicht richtig.  Katarina  Barley will 
die Regeln deshalb noch einmal ver-
schärfen. So soll ein Vermieter, der 
gegen die Mietpreisbremse verstößt, 
den überhöhten Anteil der Miete vom 
Vertragsabschluss an  zurückzahlen, 
nicht mehr erst ab dem Zeitpunkt, 
zu dem der Mieter die zu hohe Mie-
te gerügt hat „Das haben wir immer 
gefordert“, sagt DMB-Bundesdirek-
tor Lukas Siebenkotten. „ Vermieter, 
die die Mietpreisbremse  ignorieren, 
dürfen keine fi nanziellen  Vorteile 
haben.“ 
Die Laufzeit der Mietpreisbremse 
soll um fünf Jahre verlängert wer-
den. Außerdem möchte die Minis-
terin die Voraussetzungen für die 
Mietpreisbremse-Verordnungen sen-
ken. So will sie verhindern, dass die 
Mietpreisbremse unwirksam wird, 
wenn Landesverordnungen wie in 
Hessen wegen Formfehlern ange-
fochten werden.
Vermieterforderungen, die das Orts-
übliche um mehr als 20 Pro zent über-
schreiten, sollen unwirksam sein, 
wenn es am Ort ein geringes Ange-
bot vergleichbarer Wohnungen gibt. 
Praktisch wird damit ein Passus aus 
dem Wirtschaftsstrafgesetz in das 
Zivilrecht übernommen. 
Ein weiterer Vorschlag betrifft den 
Mietspiegel: Künftig soll die ortsüb-
liche Vergleichsmiete aus Vertrags-
abschlüssen und Mieterhöhungen 
der letzten sechs Jahre – statt bisher 
der letzten vier Jahre – gebildet wer-
den. Die CDU/CSU-geführten Mi-
nisterien haben den Gesetzentwurf 
allerdings prompt zurückgewiesen. 
Jens Sethmann
7
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Panorama

Die bewohner der 
greifenhagener  
straße 5 wehren 
sich gegen eine 
ebenso kostspie-
lige wie unnötige 
Modernisierung

Stephan Trüby: 
Geschichte des 

Korridors. Berlin 
2018. 79 Euro
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EsbjErg InVEsT

neuer Eigentümer, 
neue sanierung
Was macht man als Eigentümer, 
wenn man ein Haus gekauft hat, 
das dank öffentlich geförderter sa-
nierung recht günstige Mieten hat? 
Man modernisiert einfach nochmal, 
egal ob es sinn macht oder nicht. 
Ein aktueller Fall aus dem Milieu-
schutzgebiet Helmholtzplatz. 

Im Haus Buchholzer Straße 5/5a, 
Ecke Greifenhagener Straße 5 woh-
nen viele Menschen mit  geringem 
Einkommen. Der Altbau mit rund 
30 Wohnungen wurde 1994 im 
Rahmen der öffentlich geförderten 
Stadterneuerung saniert. Alle im 
Haus haben einen Wohnberechti-
gungsschein, viele sind Sanierungs-
umsetzer. Erst im Oktober 2018 lief 
die Förderung aus. 
Bereits im Februar 2018 war das 
Haus per Share Deal an die „Esbjerg 
Invest GmbH Berlin“ verkauft wor-
den. Geschäftsführer ist Itai Amir. 
Schon bald, so berichten die Mieter, 
gab es Auszugsangebote. Am 27. 
Dezember 2018 – also kurz vor In-
krafttreten einer Gesetzesänderung – 
kam dann die Modernisierungsan-
kündigung. Um 300 bis 400 Euro soll 
die Monatsmiete in  einigen Fällen 
steigen. „Das können wir uns einfach 
nicht leisten“, sagt  eine vier köpfige 
Familie. „Der Skandal ist für uns, 
dass hier Steuergelder verschwen-
det werden“, meint ihre Nachbarin. 
Denn das Haus wurde mit über 70 
Prozent öffentlicher Gelder moder-
nisiert und ist gut in Schuss. 
Nun will der neue Eigentümer zwei 
Fahrstühle einbauen lassen, den Hof 
neu gestalten und Balkone  anbauen. 

„Wir haben zwar keinen Balkon, aber 
teilen uns eine Dachterrasse mit einer 
weiteren Mietpartei“, meint dazu 
eine Mieterin. Die Gemeinschafts-
dachterrasse wurde im Rahmen der 
90er-Jahre-Sanierung angelegt. Sie 
soll auch weiterhin nutzbar sein, 
heißt es in einer Stellungnahme von 
Esbjerg Invest. Viele Mieter würden 
sich die Aufzüge wünschen, behaup-
tet das Unternehmen.
8

Auf dem Hof, wo die Kinder heute 
unter einer riesigen Kastanie spie-
len, soll zudem ein Neubau errich-
tet werden, ein Townhouse, wie eini-
ge gehört haben. Völlig unverständ-
lich ist, warum der Bezirk sämtliche 
Maßnahmen genehmigt hat, ob-
wohl das Haus zum sozialen Erhal-
tungsgebiet Helmholtzplatz gehört. 
Für das MieterMaga zin war Pan-
kows Stadtrat Vollrad Kuhn (Bünd-
nis 90/Die Grünen) urlaubsbedingt 
nicht zu sprechen. 
Die Mieter befürchten nun die Um-
wandlung und Verdrängung. Aus an-
deren Häusern der Eigentümerfirma 
wissen sie, dass nicht zimperlich vor-
gegangen wird. So sollen in der Brun-
nenstraße 47 immer wieder grundlos 
Strom und Wasser abgestellt worden 
sein. Eine Familie mit drei kleinen 
Kindern musste über Wochen ein 
Dixi-Klo im Hof benutzen, und die 
Fenster sollen monatelang blickdicht 
verklebt gewesen sein. Fast alle Mie -
ter sind inzwischen ausgezogen. Doch 
die Hausgemeinschaft  Buchholzer, 
Ecke Greifenhagener Straße ist fest 
entschlossen, sich gemein sam zur 
Wehr zu setzen. Auch die äl teste Mie-
terin im Haus, eine 90- Jäh rige, soll 
bleiben können.               Birgit Leiß
Buchtipp
Verbindungsweg, Zweckraum, Tatort
Korridore sind in Horror- und Kriminalfilmen ein beliebter Tatort. 
Hinter Tapetentüren verbergen sich Geheimzimmer. Sigmund Freud 
trennte mit einem Korridor in der Wiener Berggasse seine  privaten 
Gemächer von der Praxis. Franz Kafka wurde als Kind nachts auf die 
dunkle „Pawlatsche“, den Laubengang auf dem Innenhof, gestellt, 
was er seinem dominanten Vater nie vergessen konnte. In den Miets-
kasernen der Jahrhundertwende entstanden wahre „Flurgemein-
schaften“. Der „Korridor“ – mit dem „Flur“ identisch – kam im 18. 
Jahrhundert aus dem Italienischen in die deutsche Sprache und be-
zeichnet in der Architektur den Verbindungsgang, von dem aus die 
Zimmer eines Gebäudes oder einer Wohnung zu erreichen sind. Der 
Autor dieses reich bebilderten Buches entgeht der Versuchung, die 
Geschichte dieses zentralen und intensiv frequentierten, jedoch nicht 
selten als reinen „Zweckraum“ diskriminierten und nicht immer schö-
nen Gebäudeteils unter rein architekturhistorischen Gesichtspunkten 
zu betrachten. Heute muss der Korridor oder Flur mindestens 1,20 
Meter breit und als Rettungs- und Fluchtweg geeignet sein. Mittels 
Beleuchtung oder Farbgebung lässt er sich durchaus strukturieren. 
Er verfügt über Sitzgelegenheiten, Bilder und Zimmerpflanzen. Oder 
muss es „Korridorpflanzen“ heißen? Egal – Yucca-Palme und Sanse-
vieria gehören mit Sicherheit dazu.                                               rb
MieterMagazin 7+8/2019
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beim Ehepaar Karin 
und Otto H. würde 
sich die Kaltmiete 

nahezu verdoppeln
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MIETErVErEIn MüncHEn

Erste Musterfestste
im Mietrecht 
Erstmals im Mietrecht hat der Mie-
terverein München eine Muster-
feststellungsklage eingereicht. Der 
Mieterverein klagt dabei stellver-
tretend für die Mieter, die sich ins 
Klageregister eingetragen haben.

Kurz vor Jahreswechsel hat die 
„Max-Emanuel Immobilien GmbH“ 
den 230 Mietparteien des Hohen-
zollernkarrees in Schwabing eine 
teure Modernisierung angekündigt. 
Die Arbeiten sollten allerdings erst 
mehr als zwei Jahre später durchge-
führt werden. Ganz offensichtlich 
wollte die Vermieterin noch die alte 
Rechtslage ausnutzen, die eine Um-
lage von 11 Prozent der Moderni-
sierungskosten erlaubt hat. Seit dem 
1. Januar 2019 ist die Umlage auf 8 
Prozent begrenzt und die Mieterhö-
hung auf 3 Euro pro  Quadratmeter 
MieterMagazin 7+8/2019
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beschränkt. Der Unterschied ist be-
trächtlich: Für das Ehepaar Karin und 
Otto H., das seit fast 60 Jahren im 
Hohenzollernkarree lebt, soll sich 
die Nettokaltmiete von rund 763 
Euro laut Modernisierungsankündi-
gung auf 1492 Euro erhöhen. Das 
sind 729 Euro im Monat mehr. Nach 
neuem Recht würde die Erhöhung 
bei knapp 230 Euro gekappt.
Um die Kappung der Modernisie-
rungsumlage bei 3 Euro pro Qua-
dratmeter durchzusetzen, hat der 
Mieterverein im April eine Muster-
feststellungsklage beim Oberlandes-
gericht München eingereicht. 
Dieses Instrument – im Volksmund 
nicht ganz zutreffend „Sammelkla-
ge“ genannt – gibt es in Deutschland 
erst seit dem 1. November 2018. Der 
Klage müssen sich 50 Mieter anschlie-
ßen, und ein Urteil gilt nur für die, die 
türliche E
r Ihre Zuk

tur12 Strom entscheiden 

 % regenerative Energie – 

ren Preis.

Schließen

www.vatte

telefonisc
sich angeschlossen haben. „Deswe-
gen ist es sehr wichtig, dass alle Be-
troffenen mitmachen“, sagt Volker 
Rastätter, Geschäftsführer des Mie-
tervereins München. 
Am 15. Oktober steht der erste Ver-
handlungstermin an. „Wir sind op-
timistisch, dass die Bewohner des 
Hohenzollernkarrees in diesem Jahr 
noch wissen, welche Mieterhöhun-
gen nach der Modernisierung auf 
sie zukommen“, so Rastätter.
Jens Sethmann
9
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 Sie gleich ab unter 

nfall.de/berlin-natur oder 

h unter 030 657 988 000.
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Seit nunmehr sieben Jahren kämpft 
eine Nachbarschaftsinitiative  darum, 
ein leerstehendes Schulgebäude zu 
einem Bildungscampus  inklusive 
Wohnungen umzubauen. Im letzten 
Jahr befand sich das Pilotprojekt 
bereits auf der Zielgeraden. Doch 
jetzt will der Bezirk das Haus ab-
reißen. 

Das Diesterweg-Gymnasium in der 
Swinemünder Straße 80, mitten im 
sozialen Brennpunkt Brunnenviertel 
gelegen, befindet sich seit 2011 im 
Dornröschenschlaf. „Wir wohnen 
ganz in der Nähe und fanden, dass 
man damit etwas machen sollte“, 
sagt Sabine Horlitz. Die Stadtfor-
scherin und ihr Mann, ein Architekt, 
gründeten mit anderen die  Initiative 
„ps wedding“ und arbeiteten ein 
Konzept aus. Im Erdgeschoss soll 
eine Art Quartierszentrum entste-
hen, mit Theateraufführungen in 
der ehemaligen Schulaula, Räumen 
für die Musikschule, eine Stadtteil-
bibliothek und vielem mehr. In den 
Obergeschossen sowie in einem Neu-
bau auf dem Grundstück sollen, in 
Kooperation mit einer städtischen 

EHEmalIgES DIEStErWEg-gym

auf der Zielgeraden
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Wer überschuldet 
ist, hat häufig auch 
Probleme mit sei-
ner mietzahlung
Wohnungsbaugesellschaft, rund 150 
kostengünstige Mietwohnungen ge-
baut werden. Nachdem der Bezirk 
grünes Licht gegeben hatte, holte 
sich die Initiative als Partner die Woh -
nungsbaugesellschaft Degewo so-
wie das „Mietshäuser Syndikat“ ins 
Boot. 
Alles sah gut aus für das Pilotprojekt. 
Doch dann argumentierte der Bezirk 
plötzlich, man brauche den Standort 
für Schulplätze. Die Initiative besser-
te ihr Konzept daraufhin nach und 
schlägt nun einen in den Campus 
integrierten Schulneubau auf dem 
Grundstück vor. Damit sei der Be-
darf nicht gedeckt, erklärt der Schul-
stadtrat von Mitte, Carsten  Spallek 
(CDU). Zudem sei eine Sanierung 
des Gebäudes aus den 1970er Jah-
ren nicht wirtschaftlich, das  belege 
ein Gutachten. Ein  Wasserschaden 
im Herbst 2018 habe den  Zustand 
des ehemaligen Schulgebäudes noch 
weiter verschlimmert. Sein Plan: Ab-
riss und Neubau.

„Der Vorteil unseres Konzept ist, 
dass es ab sofort schrittweise um-
gesetzt werden kann, während der 
vom Bezirk geplante Schulneubau 
sten größe
voraussichtlich erst in zehn Jahren 
kommen wird“, sagt Sabine Hor-
litz. Anfang Mai hat man nun einen 
Runden Tisch vereinbart, mit Ver-
tretern von Bezirk und Senat. „Ich 
r

umnutzen oder 
abreißen? Diester-

weg-gymnasium 
im Wedding

finde es empörend, wie diese Initia-
tive ausgebootet wurde“, sagt eine 
Anwohnerin, die direkt gegenüber 
der Schule wohnt. Es gebe im Kiez 
viel zu wenige kulturelle und  soziale 
Angebote. „Ich hoffe, dass dieser 
Symbolbau erhalten bleibt und nicht 
abgerissen wird.“ 
Birgit Leiß

L Website 
der Initiative: 
www.ps
wedding.de
 als im Westen
mietschulden sind in ostdeutschen 
Bundesländern ein größeres Pro-
blem als im Westen. Doch ist der 
anteil der miet- an den gesamt-
schulden eher gering.

StatIStIk

mietschulden im O

Aktuellen Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes (Destatis) zufolge ließ 
sich in den ostdeutschen Bundeslän-
dern fast jeder dritte  Überschuldete 
aufgrund von Mietschulden in einer 
Schuldnerberatungsstelle beraten, 
wohingegen dies im früheren Bun-
desgebiet mit 18 Prozent für nur 
knapp jede fünfte überschuldete 
Person zutraf.
Die Verbindlichkeiten aller berate-
nen Personen bei Vermietern betru-
gen 2018 im Schnitt 870 Euro. So 
waren Überschuldete deutschland-
weit durchschnittlich mit knapp 1,8 
Monatsmieten im Rückstand, denn 
2018 lagen die durchschnittlichen 
Wohnkosten (Miete inklusive Ne-
benkosten) aller beratenen Schuld-
ner bei 491 Euro. In Relation zu den 
durchschnittlichen Gesamtschulden 
von 29 008 Euro machten Mietschul-
den allerdings nur einen Anteil von 
drei Prozent aus.
In den Ost-Bundesländern betrugen 
die Mietschulden von beratenen Per-
sonen im Jahr 2018 durchschnittlich 
1147 Euro und damit 46 Prozent mehr 
als im alten Bundesgebiet mit durch-
schnittlich 786 Euro. Die offenen Ver -
bindlichkeiten bei Vermietern ent-
sprachen gut 2,7 Monatsmieten in 
den ostdeutschen Ländern, in den 
westdeutschen Ländern  entsprachen 
die Mietschulden 1,5 Monatsmieten.
mm
MieterMagazin 7+8/2019
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Hohes alter und ein schlechter ge-
sundheitszustand sind für das 
oberste deutsche gericht nicht 
 automatisch Härtefallgründe bei 
 einer Eigenbedarfskündigung. Viel-
mehr müssen die gerichte  künftig 
zur Prüfung des Einzelfalls Sach-
verständigengutachten einholen. 

Es waren zwei Eigenbedarfskündi-
gungen mit unterschiedlichem Aus-
gang, die der Bundesgerichtshof an 
die Landgerichte zurückgewiesen 
hat (BHG vom 22. Mai 2019 – VIII 
ZR 180/18 und VIII ZR 167/17). Im 
Berliner Fall ging es um eine 80-Jähri-
ge, die mit ihren beiden  Söhnen in ei-
ner Dreizimmerwohnung lebt – und 
das bereits seit 1974. Der Eigen tü mer,
der die Wohnung 2015 erwor ben hat, 
gibt an, mit seiner Frau und ihren bei-
den Kindern selbst dort woh nen zu 
wollen. Bei dem anderen Fall wurde 
Mietern einer Doppelhaushälfte bei 
Halle gekündigt, angeblich weil die 
Ex-Frau des Eigentümers einziehen 
möchte, um ihre in der Nähe leben-

BgH-urtEIl Zu EIgENBEDarf 

Was denn noch? 
MieterMagazin 7+8/2019

fraglich, ob E
 die Vereinbarung 
hält, was sie den  

mietern verspricht 
(hier: betroffenes 

Haus in der argen-
tinischen allee)
de betagte Großmutter zu pflegen. 
Beide Mietparteien belegten durch 
ärztliche Atteste, dass ein  Umzug 
ihren Gesundheitszustand  erheblich 
verschlechtern würde. Das  Berliner 
Landgericht hielt die  Härtegründe 
für stichhaltig und wies die Räumungs-
klage zurück (LG Berlin vom 9. Mai 
2018 – 64 S 176/17). Die Richter in 
Halle dagegen haben der Räumungs-
klage stattgegeben (LG Halle vom 
5. Juli 2017 – 1 S 245/16). 
Der BGH hob nun beide Urteile auf 
und mahnte eine beson ders sorgfäl-
tige Aufklärung des  Sach verhalts bei 
der Härtefallklausel mittels  eines am t  -
lichen Sachverständi gengutachtens 
an. 
Z-ZEHlENDOrf
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Beim Berliner Mieterverein (BMV) 
stößt das Urteil auf Unverständnis. 
Die Berliner Mieterin konnte sich auf 
vier Härtegründe berufen: hohes Al-
ter, Demenzerkrankung, lange Miet-
dauer und fehlender Ersatzwohn raum, 
so BMV-Geschäftsführer Reiner Wild: 

„Was muss denn noch vorliegen, da-
mit die Härtegründe schwerer wie-
gen als das Erlangungsinteresse des 
Vermieters?“ Der BMV for dert des-
halb eine generelle Regelung, dass 
Mieter, die das 70. Lebensjahr voll-
endet haben, schwer erkrankt sind 
oder die mehr als 20 Jahre in einer 
Wohnung leben, nicht wegen Eigen-
bedarfs gekündigt werden können. 
Birgit Leiß
Der Bezirk Steglitz-Zehlendorf hat 
mit der Deutschen Wohnen eine 
Vereinbarung geschlossen, die eine 
sozialverträgliche modernisierung 
der Wohnungen sicherstellen soll. 
Dem Berliner mieterverein ist der 
Vertrag zu ungenau.

Wenn der Immobilienkonzern Deut-
sche Wohnen seine rund 11 000 
Wohnungen in Steglitz-Zehlendorf 
modernisiert, darf die Bruttowarm-
miete höchstens auf 30 Prozent des 
Haushaltsnettoeinkommens anstei-
gen und außerdem bei ALG-II- und 
Sozialhilfeempfängern nicht die vom 
Amt getragenen Kosten der Unter-
kunft übersteigen. Luxusmoderni-
sierungen sind ausgeschlossen. An-
schließend bleibt die Nettokaltmie -
te für 12 Monate unverändert. Miet-
erhöhungen sollen „nur auf Basis 

DEutScHE WOHNEN IN StEglIt

Vereinbarung ohne 
des Berliner Mietspiegels“ erfolgen. 
Mit dieser im Mai unterzeichneten 
Vereinbarung erhielten die Mieter 
„bedeutend mehr Sicherheit, Trans-
parenz und einen echten Mehrwert“, 
so die Steglitz-Zehlendorfer Bezirks-
bürgermeisterin Cerstin Richter-Ko-
towski.
Der Berliner Mieterverein (BMV) ist 
davon nicht so überzeugt. Viel zu 
schwammig sei zum Beispiel der Pas-
sus, die Mieten nur nach dem Miet-
spiegel zu erhö hen. Das erlaubt der 
Deutschen Wohnen, statt der orts-
üblichen Vergleichsmiete einfach den 
Oberwert des Mietspiegels anzuset-
zen. 
„Unsere Praxis zeigt, dass Mietern 
bei der Deutschen Wohnen nur klare 
und weitreichende Vereinbarungen 
helfen“, sagt BMV-Geschäftsführer 
Reiner Wild. Er warnt das Bezirks-
amt, die Vereinbarung als Vorwand 
zu nutzen, um in Gebieten mit ho-
her Verdrängungsgefahr den Milieu-
schutz weiterhin nicht anzuwenden.
Jens Sethmann
11
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Sommer, Sonne,
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Der Rekord-Sommer 2018 hat es 
gezeigt: Deutschland muss sich auf 
zunehmend heiße, trockene Som-
mer einstellen. Das gilt vor allem 
für die Großstädte mit ihrem ho-
hen Anteil an versiegelten Flächen. 
Wenn die Temperaturen tagsüber 
wochenlang über 30 Grad liegen 
und es selbst nachts nicht richtig 
abkühlt, heizen sich die Wohnun-
gen so sehr auf, dass es vor allem 
für gesundheitlich angeschlagene 
Menschen gefährlich wird. In Berlin 
starben im vergangenen Sommer 
– dem zweitheißesten seit Beginn 
der Wetteraufzeichnungen im Jahr 
1881 – nach Angaben aus dem Ro-
bert-Koch-Institut 490 Menschen 
aufgrund der Hitze. Doch die Treib-
haustemperaturen im letzten Jahr 
bescherten der Stadt nicht nur vol-
le Notaufnahmen, sondern auch 
eine notwendige Debatte um die 
Fragen: Wie muss die Stadtplanung 
den Klimawandel mitdenken, vor 
allem, wenn sie sich durch Zuzug 
und Neubauten immer mehr ver-
dichtet? Und was können Bauher-
ren und Eigentümer unternehmen, 
um ihre Häuser besser gegen die 
Hitze zu rüsten?

Wie sich die Stadt und 
ihre Bewohner vor hohen 
Temperaturen schützen 
können
MieterMagazin 7+8/2019



Wer wissen will, wie unsere Stadt in 
Zukunft aussehen muss, damit sie 
nicht nur erträglich, sondern gut be­
wohnbar bleibt, hat es erst einmal 
mit einer Unmenge von Daten zu 
tun. Die stammen nicht nur aus dem 
letzten Extremsommer mit seinen 
über 30 Hitzetagen und Trockenheit 
von April bis in den Oktober. „Ab 
den 1960er Jahren zeigen sich deut­
liche klimatische Veränderungen in 
Deutschland“, erklärt der Meteorolo­
ge Peter Hoffmann vom Potsdam­Ins­
titut für Klimafolgenforschung (PIK). 
Für Prognosemodelle sind jedoch 
vor allem die Jahre zwischen 1971 
und 2000 von Bedeutung, in denen 
im Deutschlandmittel 4,3 Hitzetage 
mit Temperaturen von über 30 Grad 
Celsius und 25 Tage mit Dauerfrost 
verzeichnet wurden. Die Zeitspan­
ne liefert den Potsdamer Klimafor­
schern Bezugswerte für zukünftige 
Klimaszenarien: Bei einem starken 
Klimaschutz, also im günstigsten 
Fall, erwärmt sich die Erde bis zum 
Ende dieses Jahrhunderts um ein 
weiteres Grad Celsius. Bei einem 
Weiter­wie­bisher haben wir mit 
einem Plus von vier Grad Celsius 
zu rechnen. Dann würde Berlin im 
F Grüne Schneisen 
in der Stadt sorgen 
für die Durchlüftung, 
Wasserflächen für 
eine kühle Brise
Mittel vier­ bis fünfmal so viele Hit­
zetage erleben, wie im Durchschnitt 
der letzten Jahrzehnte, der letzte Ex­
tremsommer wäre eher normal, und 
wir hätten nur noch fünf bis sechs 
Tage mit dauerhaftem Frost. „Treib­
hausgase in der Atmosphäre führen 
dazu, dass mehr Energie im System 
MieterMagazin 7+8/2019
verbleibt“, so Peter Hoffmann. Folge: 
Extremwetterlagen verharren länger 
an einer Stelle – künftige Hitzewellen 
können ebenso wie Un  wetter ent­
weder lang andauernd oder in der 
Spitze heftiger sein. 
Für Berlin mit seiner komplexen Stadt­
struktur, dem Druck durch Wachs­
tum und zunehmender Verdichtung, 
aber auch seinem Energiebedarf 
durch Wohnen und Industrie ist das 
Wissen um solche Szenarien von gro  ­
ßer Bedeutung. Deshalb gab der Se­

Klimaforscher: Berlin 
muss sich anpassen
nat bereits 2009 einen ersten Klima­
bericht beim Potsdam­Institut für 
Klimafolgenforschung in Auftrag – 
und verarbeitete die Erkenntnisse im 
2011 erschienen Stadtentwicklungs­
plan (StEP) Klima, der fünf Jahre spä­
ter noch einmal konkretisiert wurde. 
Seine Forderungen haben nichts an 
Aktualität verloren: Berlin muss eine 
hitzeangepasste und wassersensible 
Stadt werden.
Sie braucht eine bessere Durchlüf­
tung und viel mehr Schatten,  eine 
größere Rückstrahlung und Kühlung 
durch Verdunstung. Neubauten dür­
fen dem Luftaustausch nicht im We­
ge stehen. Gebäude und Plätze 
sollten nachts nicht zu gewaltigen 
Öfen werden. Überall muss in Hit­
zeperioden ausreichend Wasser zur 
Verfügung stehen und dafür auch 
Regenwasser versickert, zurückge­
halten und aufgefangen werden. 
Dabei zu berücksichtigen sind die 
sehr unterschiedlichen und durch­
aus kleinteiligen „Klimaräume“ der 
Stadt. So versorgen die großen Kalt­
luftleitbahnen vor allem die Ränder 
der Metropole, wo es bis zu 5 Grad 
Celsius kühler sein kann als in den 
Citylagen. Dem Wärmeinseleffekt 
in den Innenbezirken wirken kleine­
re Kaltluftströme entgegen, die von 
Grünflächen in den Quartieren aus­
gehen und auch die unmittelbare 
Umgebung versorgen.  
Auch die bestehende Bebauung spielt 
eine große Rolle: Straßenzeilen mit 
einer durchlässigen Struktur sind in 
der Regel weniger hitzebelastet als 
die gründerzeitliche Blockbebauung. 
Die verfügt aber andererseits oft 
über große Innenhöfe. Gibt es hier 
Bäume, Sträucher und Rasenflächen 
statt Beton auf dem Boden, kann sich 
ein angenehmes Mikroklima ent­

L Konzept der 
Senats verwaltung 
für Umwelt, 
Verkehr und 
Klimaschutz zur 
Anpassung an 
den Klimawandel 
(inklusive StEP 
Klima) unter
www.berlin.de/
senuvk/
klimaschutz/
klimawandel/
wickeln. Wo Böden entsiegelt wer­
den, sind sie für Regen durchlässig. 
Wo Dächer und Fassaden hell sind, 
werden Sonnenstrahlen nicht ge­
schluckt, sondern zurückgeworfen. 
Künstliche Wasserflächen, Brunnen 
und Wasserspiele laden nicht nur 
zum Kühlen von Händen und Füßen 
ein, sondern geben auch eine  kühle 
Brise an den umgebenden  Luftraum 
ab. Große schattenlose Freiflächen 
mit weitgehend versiegeltem Boden, 
wie bei Stadtplanern immer noch be­
liebt, sind dagegen für das sommer­
liche Stadtklima kontraproduktiv.
Klimaschutz funktioniert im  Großen 
wie im Kleinen: Grünflächen ab et­
wa einem Hektar Fläche bilden ein 
ganz eigenes Binnenklima aus, etwa 
13
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weil hier lange Feuchtigkeit gespei­
chert werden kann und so Kühle 
durch Verdunstung entsteht. Dieser 
Prozess kann auch auf kleineren Flä­
chen in Gang gesetzt werden: Dach­
begrünung, bepflanzte Freiflächen 
und bewachsene grüne Fassaden 
sind Wasserspeicher und an heißen 
Tagen wahre Kühlaggregate.
Solche Potenziale einerseits, aber 
auch Belastungsschwerpunkte in 
der Berliner Stadtlandschaft ande­
rerseits müssen Planer und Archi­
tekten kennen, um sie zu  nutzen 
oder auch zu vermeiden. Der Um­
weltatlas des Senats liefert eine  um­
fassende und differenzierte Beschrei­
bung und Bewertung: Boden, Wasser, 

Die Klimadaten  
sind gefragt
Luft, Biotope aber auch der Verkehr, 
Lärmbelastungen und die Flächen­
nutzung werden in zahlreichen Kar­
ten,  Texten und Abbildungen erfasst 
und sind auch übers Internet allen 
zugänglich. 

L Broschüre 
„Klimaanpas-
sung für Berlin 
– Maßnahmen 
und Beispiele“ der 
Senatsverwaltung 
für Stadtentwick-
lung und Umwelt:  
www.stadtent
wicklung.berlin.de/
planen/stadtent
wicklungsplanung/
download/klima/
klimaanpassung _ 
broschuere.pdf
14

Die Begrünung 
von Fassade und 

Dach dämmt gegen 
Hitze und Kälte 
und verbessert 

das Mikroklima
„Die Nutzung dieser Datenquelle ist 
übrigens enorm“, erklärt Jörn Welsch 
aus der Abteilung Geoinformation der 
Senatsverwaltung für Stadtent wick­
lung und Wohnen: „Wir verzeichnen 
et wa 600 000 Gesamt­Zugriffe im 
Monat.“ Und je genauer und umfang­
reicher die Daten, die gemessen und 
ausgewertet werden, um so konkreter 
und handhabbarer lässt sich der Sta­
tus quo in der Stadt darstellen.
Das ist auch für ein Forschungspro­
jekt unter Koordination der TU Ber­
lin von Bedeutung: „Stadtklima im 
Wandel“ entwickelt und überprüft 
ein neues effizientes und benutzer­
freundliches Modell, mit dem ganze 
Städte gebäudeauflösend simuliert 
werden können, so dass Ergebnisse 
sowohl zu atmosphärischen Prozes­
sen aber beispielsweise auch zur Luft­
temperatur, Luftfeuchte oder zu Luft ­
 schadstoffen vorliegen werden. „Mit 
dem Stadtklimamodell werden wir 
untersuchen können, was sich durch 
bauliche Eingriffe ändert“, erklärt Ute 
Fehrenbach, eine Projektkoordina­
torin. Wie sich Kaltluftströme verla­
gern oder Niederschläge auswirken, 
ob Turbulenzen und Luftwirbel durch 
den Bau von Hochhäusern  entste hen 
oder wie der Verkehr umge leitet wer­
den muss, um eine Schad stoffbe las­
tung nachhaltig zu senken.   
Dass man selbst beim Bau von Hoch­
häusern das Mikroklima positiv be­
ein flussen kann, zeigen die  beiden 
Wohntürme „Bosco Verticale“ („ver­
tikaler Wald“) in Mailand. Bei dem 
prämierten Bauprojekt wurden Bäu­
me und Sträucher in die Fassade in­
tegriert. Sie filtern Feinstaub und 
CO2 aus der Luft, spenden den Be­
wohnern Schatten und angenehme 
Kühle und dämpfen gleichzeitig ein 
wenig den Verkehrslärm. Nach dem 
gleichen Vorbild will der prämierte 
Erbauer, der Architekt Stefano Boeri, 
auch einen grünen Wolkenkratzer 
in der Schweiz bauen. Im „Tour des 
Cèdres“ mit 36 Stockwerken bei Lau­
sanne sollen über 100 Bäume wach­
sen. In China soll sogar ein ganzes 
Viertel mit solchen „urbanen Wäl­
dern“ entstehen und in Holland ein 
Sozialwohnungsbau. 
Solche spektakulären Projekte gibt 
es in der deutschen Hauptstadt noch 
nicht, aber in den letzten Jahren hat 
man immerhin mit dem Überlegen 
angefangen. „Die Wohnungswirt­
schaft ist dem Thema gegenüber 
grundsätzlich aufgeschlossen“, sagt 
David Eberhart, Sprecher des Ver­
bandes Berlin­Brandenburgischer 
Wohnungsunternehmen (BBU).
Erstellungskosten und Pflegeaufwand 
müssten jedoch im Rahmen bleiben. 
Bei rund 42 Prozent der vom BBU 
erfassten Neubauten seien Gründä­
cher in extensiver Form vorgesehen. 
MieterMagazin 7+8/2019
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Jalousien und Roll­
läden verhindern, 
dass sich Räume 
durch zu starke 
Sonneneinstrah­
lung aufheizen
Sie erfordern im Gegensatz zu inten­
siven Gründächern einen weniger ho­
hen Aufbau und werden mit pflege­
armen, niedrigwüchsigen Pflanzen 
gestaltet. Bei einer intensiven Dach­
begrünung würde man sozusagen 
das Dach als Grünfläche mit Bäumen 
anlegen, was nicht nur extrem teuer 
ist, sondern aus Gründen der Statik 

Geld für  
grüne Dächer
auch nicht überall möglich. Der Ber­
liner Senat hat kürzlich beschlossen, 
Dachbegrünungen zu fördern. Das 
„1000­Dächer­Programm“, das ab 
August starten soll, zahlt Hauseigen­
tümern in bestimmten Stadtteilen bis 
zu 60 000 Euro, wenn sie ihre Dächer 
bepflanzen. Für 1000 Dächer  dürfte 
es bei einem Fördervolumen von 
3,5 Millionen bis 2023 freilich nicht 
reichen.
Gründächer sind nicht teuer, und die 
blühenden Pflanzen sehen schön aus, 
wie die Wohnungsbaugenossenschaft 
Rüdersdorf aus eigener Erfahrung 
weiß. Sie wurde vom BBU kürzlich 
für ihren Neubau eines Mehrgenera­
tionenhauses mit Gründächern aus­
gezeichnet. Auch die Anlage kleiner 
Mietergärten im Innenhof der Anla­
ge gehört zum Konzept. 
Im Märkischen Viertel wurden un­
längst auf einem Parkplatz Bäume in 
Reihen gepflanzt. Das dichte Blät­
MieterMagazin 7+8/2019
terdach sorgt nicht nur dafür, dass 
die Autos fast unter dem Grün ver­
schwinden, sondern verhindert auch, 
dass die Hitze von der Bodenfläche 
aufgenommen und reflektiert wer­
den kann.
Und wie wäre es, ein ganzes Haus 
mit Moos überwuchern zu lassen? 
Die beiden SPD­Abgeordneten Ül­
ker Radziwill und Iris Spranger kön­
nen sich das gut vorstellen. Von ih­
nen stammt die Idee, auf dem Dach 
des  Neuen Kreuzberger Zentrums 
urbane Gärten anzulegen und die 
Fassade mit Moos zu bepflanzen. 
Doch die Machbarkeitsstudie, die 
die städtische Wohnungsbaugesell­
schaft Gewobag als Eigentümerin in 
Auftrag gegeben hat, nahm der Ini­
r Wohnung 
tiative den Wind aus den Segeln. Bei 
der Schaffung von Grünflächen auf 
dem Dach gibt es Sicherheitsbeden­
ken, und eine Fassadenbepflanzung 
sei zu teuer.
Innovatives findet sich in Berlin bisher 
vor allem bei Büro­ und Geschäfts­
häusern, etwa der vertikale Garten 
samt Wasserspiel im Dussmann­Haus 
in der Friedrichstraße. Der französi­
sche Botaniker Patrick Blanc, der den 
Urwald 2012 gestaltet hat, gilt als 
Erfinder der vertikalen Gärten. Hier 
wachsen die Pflanzen nicht aus dem 
Boden, sondern aus der Wand. Über 
6000 tropische Gewächse blühen und 
ranken auf der 270  Quadratmeter 
großen Fläche und verbessern das 
fernhalten


Wie Sie die Hitze aus de
Nur in seltenen Fällen ist der Vermie­
ter dafür zuständig, für Abkühlung 
zu sorgen. Anders als beim Arbeits­
platz, wo maximal 26 Grad als zu­
mutbar gelten, gibt es für Wohnräu­
me keinerlei Richtlinien. Man kann 
weder die Miete mindern noch vom 
Vermieter den Einbau einer Klima­
anlage verlangen. 
Der sommerliche  Temperaturanstieg 
in einer Dachgeschosswohnung sei 
kein Mangel und zudem schon bei 
der Anmietung of fensichtlich ge­
wesen, urteilte beispielsweise das 
Amts gericht Leipzig (AG Leipzig vom 
6. September 2004 – 164 C 6049/
04). 
Einzige Ausnahme stellen Neubau­
wohnungen dar. So gab ein Ham­
burger Gericht einem Mieter Recht, 
der die Miete gekürzt hatte, weil 
sich seine Dachgeschosswohnung 
tagsüber über 30 Grad aufgeheizt 
hatte. Die Vermieterin wurde dazu 
verurteilt, für einen besseren Wärme­
schutz zu sorgen, damit die beim 
Bau des Hauses 1998 geltenden 
Norm werte eingehalten werden (AG 
Ham burg vom 10. Mai 2006 – 46 C 
108/04). Für Neubauten schreibt die 
Energieeinsparverordnung (EnEV) 
den sommerlichen Hitzeschutz vor. 
Er muss bei Bau und Planung berück­
sichtigt werden, um be stimmte 
DIN­Werte einzuhalten. 
Übrigens sorgt auch die bei  vielen 
Mietern ungeliebte Wärmedämmung 
dafür, dass im Sommer die  Hitze 
draußen bleibt, jedenfalls nach Aus­
kunft der Verbraucherzentrale Ber­
lin: „Ein Großteil der Hitze dringt 
nämlich über schlecht  gedämmte 
Dächer in Wohnräume“, heißt es 
dort. Es gibt aber auch Experten, die 
von einem gegenteiligen Effekt spre­
15
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Raumklima. Bereits 2008 schuf Blanc 
an den Galeries Lafayette, ebenfalls 
in der Friedrichstraße, einen grünen 
Fassadenschmuck. Auch ein Apart­
menthaus in der Kreuzberger Glo­
gauer Straße wurde mit einem ver­
tikalen Garten ausgestattet.  Andere 
Städte sind  mit solchen Modellen 
weiter, was aber auch daran liegt, 
dass Ber lin mehr traditionelles Stadt­
grün – Straßenbäume und Grünan­
lagen – hat als die meisten Metro­
polen. 

Jede unversiegelte  
Fläche ist hilfreich
Beim Neubau gibt es zwar inzwi­
schen die Vorgabe, Dachbegrünun­
gen vorzunehmen. „Aber es gibt 
keine Strafen, wenn man es unter­
lässt – daher ist es häufig das erste, 
was dann wieder gestrichen wird“, 
sagt Ines Fischer von der Grünen Liga 

Die traditionelle 
Dachdämmung 
ist als Hitzeschutz 
zwiespältig, Klima­
anlagen haben 
einen gewaltigen 
Stromverbrauch

L Die Grüne Liga 
Berlin berät Mieter 
und Vermieter zu 
Hof- und Fassaden-
begrünung und lobt 
alljährlich einen 
Wettbewerb zur 
Stadtbegrünung aus:
Prenzlauer Allee 8
10405 Berlin
S 030 44 33 91 0
www.grueneliga­
berlin.de
16

 

Berlin. Die gute al te Fassadenbe­
grünung ist ebenfalls noch immer 
zu empfehlen. Inzwischen gibt es 
sehr viel bessere Systeme zur An­
bringung – zum Beispiel etwas ent­
fernt von der Fassade, so dass das 
Mauerwerk vor Feuchtig keit ge­
schützt ist. „Zahlreiche Untersu­
chungen belegen, dass eine Fas­
sadenbegrünung ein natürlicher 
Dämmschutz ist und gegen Kälte 
und Wärme schützt“, sagt Ines Fi­
scher. Auch begrünte Höfe tragen 
dazu bei, dass sich das Mikroklima 
in der Innenstadt verbessert. Auf 
jeder Fläche, die nicht versiegelt ist, 
kann Regenwasser versickern und 
dann durch die Verdunstung für ei­
ne natürliche Kühlung sorgen. 
Mehr Grün statt asphaltierter Fläche 
ist aber nicht das einzige Mittel, die 
Überhitzung der Stadt abzuschwä­
chen. So sollten Dächer und Fassa­
den nicht in einer dunklen Farbe, 
sondern weiß sein. Dunkle Ober­
flächen speichern nämlich Sonnen­
energie und geben sie in der Nacht 
als Wärme wieder ab. Bei der Se­
natsverwaltung für Stadtentwick­
lung empfiehlt man Hauseigentü­
mern außerdem, durch Gebäude­
öffnungen, etwa Hofeinfahrten, 
die Luftzirkulation zu intensivieren. 
Nicht nur im Luxussegment wird zu­
dem künftig auf Sonnenschutz in 
Form von Markisen oder Rollläden 
zu achten sein. Ebenfalls wichtig: die 
Frage der verwendeten Baustoffe. 
Im Wüstenstaat New Mexico erset­
zen dicke Lehmmauern mitunter die 
Klimaanlage. Nun wird man in Ber­
lin keine Lehmhäuser bauen wollen, 
aber auch mit der Verwendung von 
Lehmputz liegen erste positive Erfah­
rungen vor. Lehmputz kühlt im Som­
mer und speichert im Winter die Wär  ­
me. 
Keine Frage, das Thema wird Berlin 
auch in Zukunft beschäftigen. New 
York hat vor zwei Jahren einen 106 
Millionen Dollar teuren Masterplan 
mit dem Namen „Cool Neighbor­
hoods NYC“ aufgelegt. Nicht um 
coole Kieze geht es, sondern um ei­
ne Gesamtstrategie gegen extreme 
Hitze. 
Birgit Leiß, 
Rosemarie Mieder
chen: Eine gute Dämmung verhinde­
re die Nacht  kühlung, das heißt die 
Wärme hält sich länger im Gebäude.
Welche Maßnahmen können nun 
Mieter selber ergreifen? Dass man 
die Fenster tagsüber bei der größten 
Hitze geschlossen halten und nachts 
lüften sollte, ist allgemein bekannt. 
Zusätzlich helfen Markisen, Rollos 
oder Jalousien, die Sonnenstrahlen 
draußen zu halten. Von außen an­
gebracht schützen sie wirksamer vor 
hohen Temperaturen als von innen. 
Für das Dachgeschoss, womöglich 
noch mit Südfenster, empfiehlt Flo­
rian Munder von der Verbraucher­
zentrale Berlin eine  „Sonnenbrille“. 
Gemeint ist eine dunkle Folie, die 
man von außen auf die Fenster klebt. 
Nachteil: Die Zimmer verdunkeln 
sich. 
Von Klimageräten rät die Verbrau­
cherzentrale ab. Sie verbrauchen sehr 
viel Strom. Eine umweltfreundliche, 
preisgünstigere Alternative sind Ven­
tilatoren. Zwar senken sie nicht die 
Raumtemperatur, sondern verwir­
beln nur die Luft. Aber bewegte Luft 
fühlt sich kühler an als stehende. 
bl
Weitere Tipps: 

L Elektrische Geräte ausschalten, 
wenn sie nicht mehr genutzt wer­
den – damit sie nicht weiter Wärme 
abstrahlen
L Schüssel mit Eiswürfeln vor den 
Ventilator stellen
L Ein feuchtes Laken aufhängen
L Nachthemd beziehungsweise 
 Pyjama vor dem Schlafengehen 
ins Eisfach legen
L Eine mit Wasser gefüllte Wärme­
flasche in den Kühlschrank legen 
und als Bettkühlung nutzen
MieterMagazin 7+8/2019
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Hintergrund

Berlins Stadtent-
wicklungssena-

torin lompscher 
will die Mieten 
einfrieren – der 

Mietspiegel würde 
dann seine Bedeu-

tung verlieren
Berliner Mietendeckel 

das Für und Wider der Modelle
Stadtentwicklungssenatorin katrin lompscher (linke) hat im Juni eck-
punkte für den seit Anfang des Jahres diskutierten „Mietendeckel“ vor-
gelegt. Vorgesehen ist, die Mieten für fünf Jahre einzufrieren. der Berli-
ner Mieterverein (BMV) würde eine deckelung mit einer Mietobergrenze 
bevorzugen. das Gesetz soll Anfang 2020 in kraft treten.
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Wenn das Eckpunktepapier Gesetz 
wird, dürfen die Mieten in Berlin 
fünf Jahre lang nicht erhöht  werden. 
Auch bei Wiedervermietungen darf 
die Miete nicht höher liegen als beim 
Vormieter. Nach Modernisierungen 
sollen Mieterhöhungen möglich blei-
ben. Allerdings müssten Maßnahmen, 
die eine Mieterhöhung um mehr als 
8/2019
50 Cent pro Quadratmeter nach sich 
ziehen, von der Investitions bank Ber-
lin (IBB) genehmigt werden. Vermie-
ter, für die das Einfrieren der Mieten 
nachgewiesenermaßen eine wirt-
schaftliche Härte bedeutet,  könnten 
bei der IBB eine Ausnahme beantra-
gen. Sollte die IBB eine Mieterhö-
hung erlauben, bekämen die betrof-
fenen Mieter einen finanziellen Aus-
gleich, sofern ihr Einkommen so ge-
ring ist, dass sie Anspruch auf einen 
Wohnberechtigungsschein haben. 
Neubauwohnungen, die noch nicht 
vermietet waren, und Sozialwohnun-
gen sollen vom Mietendeckel ausge-
nommen sein. Bei Verstößen würden 
Bußgelder bis zu 500 000 Euro fällig.
Das Einfrieren ist eine sehr transpa-
rente Regelung, hat aber Nachteile: 
Vermieter, die sich bisher mit mo-
deraten Mieten zufrieden gegeben 
haben, müssten dieses Mietniveau 
für fünf Jahre beibehalten. Auf der 
anderen Seite würden weit über-
höhte Mieten einen dauerhaften 
Bestandsschutz erhalten.
In der Diskussion ist daher auch ei-
ne Mietobergrenze, die nicht über-
schritten werden darf. Damit blie-
ben zwar höhere Mieten im laufen-
den Vertragsverhältnis unangetastet, 
bei einer Wiedervermietung dürfte 
jedoch nur eine Miete in Höhe der 
Obergrenze verlangt werden. Um-
ziehen kann sich dann also wieder 
lohnen. Aber dieses Modell hat ei-
nen politischen Knackpunkt. Wo die 
Miete un terhalb der Grenze liegt, 
könnten Vermieter die Miete bis zur 
Obergrenze anheben, allerdings in 
regulierten Schritten. Die Obergren-
ze darf auch nicht zu hoch lie gen,  da -
mit nicht nur Haushalte mit hohen 
Mie ten von der Preisbegrenzung pro-
fitieren.

BMV: der Mietendeckel
muss nachhaltig sein

Der BMV plädiert für ein nachhalti-
ges und langfristiges Mietendeckel-
Konzept mit Mietobergrenzen, dif-
fe ren ziert nach Baualter und Woh-
nungsgröße. Auch für die Mietstei-
gerung nach einer energetischen Mo-
dernisierung soll es eine Beschrän-
kung geben, damit ein verbesserter 
Klimaschutz möglich wird, die Bewoh-
ner aber nicht verdrängt werden.
Grundsätzlich begrüßt der BMV, dass 
es Senatorin Lompscher ernst ist mit 
einer Mietenkappung als Landesge-
setz. BMV-Geschäftsführer Reiner 
Wild: „Bei der Ausgestaltung des 
Mietendeckels sollte aber das letzte 
Wort noch nicht gesprochen sein.“
Gegenwind kommt von Seiten der 
Vermieter. Maren Kern, Vorstand 
des Verbandes Berlin-Brandenbur-
gischer Wohnungsunternehmen 
(BBU), hält die Eckpunkte für „ver-
fassungsrechtlich bedenklich“. Su-
sanne Klabe vom Spitzenverband 
der privaten Immobilienunterneh-
men (BFW) sieht keinen Handlungs-
bedarf: „Mit dem Berliner Mietspie-
gel 2019 hat die Hauptstadt einen 
funktionierenden Mietendeckel.“ 
Haus & Grund Berlin wittert gar ei-
nen „unverhohlenen Klassenkampf 
der SPD gegen kleine und mittel-
ständische Eigentümer“. 
Der Senat will noch in diesem Jahr 
das Gesetz durch das Abgeordne-
tenhaus bringen, damit der Berliner 
Mietendeckel zum Januar 2020 in 
Kraft treten kann.
Jens Sethmann
deckeln ist ländersache
Die Bundesregierung schafft es seit Jahren nicht, mit 
Mietrechtsverbesserungen den rasanten Anstieg der 
Mieten aufzuhalten. Deshalb warf im Januar eine Grup-
pe um die Berliner SPD-Bundestagsabgeordnete Eva 
Högl die Idee eines Mietendeckels in die  Diskussion. 
Zu vor hatte der Berliner Jurist Peter Weber in einer 
Fachzeitschrift darauf aufmerksam gemacht, dass seit 
der Grundgesetzänderung von 2006 das Wohnungs-
wesen in der Zuständigkeit der Länder liegt und Ber-
lin auf eigene Faust eine öffentlich-rechtliche Mieten-
begrenzung beschließen könnte. Eine solche Mietpreis-
bindung für Altbauwohnungen gab es bereits in der 
alten Bundesrepublik. Mit dem Rückgang der Woh-
nungsnot wurde sie ab 1960 Kreis für Kreis aufgeho-
ben, in West-Berlin erst 1988. Die Gefahr, dass immer 
mehr Menschen sich das Wohnen nicht mehr leisten 
können, ist heute größer als damals.                        js
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Hintergrund

 gute nachricht, 
schlechte nach-

richt: Die neubau-
zahlen steigen, 

aber sie liegen weit 
hinter dem bedarf
Wohnungsbau-Zahlen 2018

Mehr ist nicht genug
Im vergangenen Jahr sind in berlin deutlich mehr Wohnungen neu ge-
baut worden als in den Jahren zuvor. Doch dem bedarf hinkt das bau-
geschehen immer noch hinterher.
Insgesamt 16 706 neue Wohnungen 
sind laut Amt für Statistik Berlin-Bran-
denburg im Jahr 2018 in der Haupt -
stadt entstanden. Das sind 1037 
Wohnungen oder 6,6 Prozent mehr 
als 2017. Im Neubau wurden 14 463 
Wohnungen fertiggestellt, 12,9 Pro-
zent mehr als im Vorjahr. Die übrigen 
2243 Wohnungen sind durch Aus- 
und Umbauten entstanden. Deren 
Zahl ist gegenüber 2855 Wohnun-
gen im Jahr 2017 um ein Fünftel ge-
sunken. 
Mehr als drei Viertel der neuen Woh-
nungen entstanden in Mehrfamilien-
häusern, nämlich 12 858 Wohnein-
heiten. Der Zuwachs gegenüber dem 
Vorjahr beträgt hier 12,7 Prozent. In 
Ein- und Zweifamilienhäusern stieg 
die Zahl der Fertigstellungen 2018 
um 6,7 Prozent auf 1469 neue Woh-
nungen. 
Die steigenden Wohnungsbauzahlen 
sind „eine gute Nachricht für Woh-
nungssuchende“, sagt Stadtentwick-
lungssenatorin Katrin Lompscher. 
Sie weiß aber auch, dass vor allem 
bezahlbare Wohnungen gesucht wer-
den. Deshalb will sie den Anteil der 
geförderten Wohnungen weiter aus -
bauen, intensiver mit Genossenschaf -
ten zusammenarbeiten und  private 
Bauherren konsequent zur Errichtung 
von mietpreis- und belegungsgebun-
denem Wohnraum verpflichten. Die 
landeseigenen Wohnungsunterneh-
men bauen seit 2017 ohnehin min-
destens zur Hälfte  Sozialwohnungen. 
„Wir werden nicht nachlassen und 
müssen gemeinsam weiter  daran ar-
beiten, das hohe Niveau zu  halten 
und auszubauen“, so Senatorin 
Lompscher.
Auf die Bezirke verteilt sich die Neu-
bautätigkeit sehr ungleichmäßig. Spit-
zenreiter ist Treptow-Köpenick mit 
2545 neuen Wohnungen,  gefolgt 
von Mitte, Pankow und  Lichtenberg 
mit jeweils über 2000 Wohnungen. 
Weniger als 800 Wohnungen sind 
in Neukölln, Steglitz-Zehlendorf und 
Tempelhof-Schöneberg  entstanden, 
absolutes Schlusslicht ist Reinicken-
dorf mit nur 436 fertiggestellten Woh -
nungen. An verfügbaren  Bauflä chen 
liegt es nicht: Im kleinsten und dich-
test besiedelten Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg entstanden fast viermal 
so viele Wohnungen wie im weitläu-
figen Reinickendorf. Vielmehr schei-
nen einige Bezirksverwaltungen die 
Notwendigkeit des Wohnungsbaus 
noch nicht erkannt zu haben.
Die städtischen Wohnungsbauge-
sellschaften haben im Mai ihre Neu-
bauprognose nach oben korrigiert. 
Die sechs Unternehmen gehen da-
von aus, dass sie die Zahl der seit 
2017 fertiggestellten Wohnungen 
bis Ende 2021 um mehr als 2100 
Wohnungen auf insgesamt 26 149 
steigern können. Weitere rund 5400 
landeseigene Wohnungen  sollen 
dann im Bau sein. Gelungen sei das 
„durch die Beschleunigung beste-
hender, aber auch durch den Start 
neuer Projekte“, wie Senatorin Lomp-
scher erklärt. Das  selbstgesteckte 
Ziel der rot-rot-grünen Koalition von 
30 000 landeseigenen Neubauwoh-
nungen wird damit jedoch nicht 
ganz erreicht.

Zwischen genehmigung
und bau liegen Jahre

Im ersten Quartal 2019 ist auch die 
Zahl der Baugenehmigungen gestie-
gen. Insgesamt wurden in Berlin Ge-
nehmigungen für 4840 Wohnungen 
erteilt – ein Plus von 11,9 Prozent 
gegenüber dem ersten Vierteljahr 
2018. Zwischen einer Baugenehmi-
gung und dem Bezug der Wohnung 
liegen aber oft mehrere Jahre, nicht 
selten spielen spekulative  Gründe 
eine Rolle. „Wir arbeiten weiter da-
ran, dass aus den Genehmigungs-
zahlen schnell bezugsfertige Woh-
nungen werden“, betont Katrin 
Lompscher. 
Jens Sethmann

Fo
to

: N
ils

 R
ic

ht
er
Deutschlandweit enttäuschend
Noch deutlicher als in Berlin bleiben die bundesweiten 
Neubauzahlen hinter den Erwartungen zurück. Statt 
der angestrebten 375 000 Neubauwohnungen wurden 
im Jahr 2018 nur knapp 286 000 Wohnungen gebaut. 
Weniger als die Hälfte davon – 134 084  Wohnungen 
– entstanden im Geschosswohnungsbau.  Darunter 
waren 64 649 wiederum teure Eigentumswohnungen 
und nur 69 435 klassische Mietwohnungen. „Enttäu-
schend“ nennt Ulrich Ropertz, Geschäftsführer des 
Deutschen Mieterbundes (DMB), die Zahlen.  „Eine 
Wende beim Wohnungsneubau ist nicht in Sicht“, so 
Ropertz. „Es wird auch weiterhin zu wenig und zu 
teuer gebaut, vor allem werden viel zu wenige be-
zahlbare Mietwohnungen in den Ballungszentren ge-
baut.“ Aus Sicht des DMB müssen pro Jahr mindestens 
80 000 Sozialwohnungen und weitere 120 000 bezahl-
bare Mietwohnungen fertiggestellt werden.           js
MieterMagazin 7+8/2019
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Das online- E
tauschportal 

wurde letzten 
herbst vorgestellt
Wohnungstausch

suche groß, biete klein
Das im september 2018 gestartete online-Wohnungstauschportal der 
sechs landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften bleibt hinter den er-
wartungen zurück, wie eine aktuelle auswertung zeigt. nun soll die 
offline-ansprache der Mieterhaushalte durch zusätzliche Werbung ver-
bessert werden.
Senioren, die mit Auszug der Kinder 
weniger Wohnfläche benötigen, tau-
schen mit Familien mit gewachsenem 
Platzbedarf – ohne dass sich eine der 
beiden Nettokaltmieten verändert. 
Diese Vision hatte der Senat, als er 
im Herbst 2018 ein Tauschportal im 
Internet vorstellte, das sich an die 
300 000 Mieter der landeseigenen 
Wohnungen bei Degewo, Gesobau, 
Gewobag, Howoge, Stadt und Land 
und WBM richtet. 
Jetzt, acht Monate später, steht fest: 
Den erhofften Erfolg zeigt das Pro-
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jekt nicht. An zu geringem Interesse 
der Berliner liegt es nicht: Seit dem 
Start haben sich 3330 Mieter im Por -
tal registriert – immerhin gut ein Pro-
zent der 300 000 Bestandsmie ter-
haushalte der Landeseigenen. Auch 
an Angeboten mangelt es nicht. Ins-
gesamt 2420 Wohnungen wurden 
auf der Plattform bereits angeboten, 
Anfang Mai fanden sich 1874 davon 
noch online. Dennoch waren bislang 
lediglich 19 Tauschvorhaben erfolg-
reich, 54 weitere laufen derzeit noch.
„Das große Problem ist, dass wesent-
lich mehr Personen größere als klei-
nere Wohnungen suchen“, sagt Dr. 
David Eberhart vom Verband Berlin-
Brandenburgischer Wohnungsunter-

L Das Online-
Tauschportal 
für Mieter der 
Landeseigenen 
im Internet unter
www.inberlin
wohnen.de/
wohnungstausch
8/2019
nehmen (BBU), der die Zahlen aus-
gewertet hat. Das Verhältnis läge 
etwa bei 4 :1. 
Berlin ist hier kein Einzelfall, wie ein 
Blick ins Nachbarland Österreich 
zeigt, wo der Wohnungstausch so-
gar gesetzlich geregelt ist. Die „Wie  -
ner Wohnen“ – größte kom munale 
Hausverwaltung Europas mit 500 000 
Mietern – bietet eine ähnliche On-
line-Tauschbörse wie in Berlin bereits 
seit Jahren an. Auch dort wollen sich 
rund drei Viertel derer, die sich re-
gistriert haben, vergrößern – nur ein 
Viertel sucht eine kleinere Wohnung.
Der Leidensdruck, in einer zu großen 
Wohnung zu leben, ist sicher deut-
lich weniger stark als in einer zu klei-
nen. Verkleinerung bedeutet zudem, 
den eigenen Hausstand zu reduzie-
ren, Möbel und  Erinnerungsstücke 
aufzugeben, womöglich sogar, den 
angestammten Kiez mit seinen Netz-
werken zu verlassen – gerade für Äl  -
tere eine Herausforderung.
Möglicherweise stellt aber auch das 
digitale Format der Tauschbörse ei-
ne Hürde für manch älteren und we-
niger internetaffinen Mieter dar. Sei-
tens des BBU setzt man daher ver-
stärkt auf Offline-Ansprache: Zum 
Projektauftakt wurde jeder Bestands-
mieterhaushalt über einen Einwurf-
Flyer informiert. Zu den Sommerfes-
ten der Gesellschaften sind Aufstel-
ler mit Informationen zur Tauschbör-
se geplant. Und in den Magazinen 
der städtischen Wohnungsunterneh-
men sollen neben Anzeigen, die die 
Plattform bewerben, auch erfolgrei-
che Tauschgeschichten veröffentlicht 
werden. 
Dass auch das technische System 
noch ausbaufähig zu sein scheint, 
zeigt eine aktuelle  MieterMagazin-
Leserzuschrift, in der eine Leserin 
beklagt, dass sie ihre inzwischen zu 

startschwierigkeiten 
beseitigt

groß gewordene Wohnung nicht 
zum Tausch anbieten könne, weil 
sie sich bis heute – trotz zahlreicher 
Mails an die Wohnungsbaugesell-
schaft Gesobau – nicht im Portal re-
gistrieren konnte. Beim BBU ist be-
kannt, dass es anfangs Probleme mit 
den im  System hinterlegten Mail-
adressen gab. Diese seien nun aber 
beseitigt. Zudem verweist der Ver-
band auf die Möglichkeit,   telefonisch 
Kontakt mit der zuständigen Woh-
nungsbau gesellschaft aufzunehmen 
und sich zum eigenen Tauschwunsch 
in einem Kundenzentrum vor Ort 
beraten zu lassen.
Katharina Buri
tausch über die  landeseigenen hinaus 
Bei der Delegiertenversammlung des Berliner Mieter-
vereins im Mai dieses Jahres wur de einen Antrag ver-
abschiedet, nach dem sich der Mieterverein nun auch 
gegenüber dem Verband  Berlin-Branden burgi scher Woh-
nungsunternehmen (BBU) und dem Bun desverband 
der  privaten Immobilienwirtschaft (BFW) dafür einset-
zen soll, dass die der zeitigen Wohnungstauschregelun-
gen der städtischen Wohnungsunternehmen auch bei 
den anderen in diesen Verbänden organisierten Woh-
nungs unternehmen eingeführt werden. Allein die BFW-
Mitglieder verwalten 330  000 Wohnungen in Berlin 
und Brandenburg.                                                  kb
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„mitbestimmung 
nach einem abge-
stuften modell“: 

lisa vollmer 
und Björn-arne 
eisermann vom 

Bündnis kommunal 
& selbstverwal-

tet wohnen Fo
to

: S
ab

in
e 

M
it

te
rm

ei
er

Das MieterMagazin 
stellt an dieser 

Stelle in lockerer 
Folge Nachbar-

schafts- und Quar- 
tiersini tia  tiven vor.
Bündnis kommunal & selBstverwaltet wohnen 

mit mitbestimmung  
zu mehr Gemeinwohl 
das 2018 gegründete „Bündnis kommunal & selbstverwaltet wohnen“, 
kurz kuswo, setzt sich für die demokratische mitbestimmung der mieter 
bei den landeseigenen wohnungsunternehmen ein. das mietermagazin 
sprach mit lisa vollmer von der initiative „stadt von unten“ und Björn-
arne eisermann aus der lottumstraße 10 a, einem 1990 besetzten haus, 
das heute in selbstverwaltung ist. 
mietermagazin: Was war die Initial­
zündung zur Gründung des Bündnis­
ses?
lisa vollmer: Zum einen das  Konzept 
„Rekommunalisierung Plus“ von Kot  ti 
& Co sowie das Modellprojekt „selbst­
verwaltet und kommunal“ von Stadt 
von Unten. Denn Rekommunalisie­
rung allein reicht nicht. Die Erfahrun­
gen zeigen, dass das nicht vor Miet­
steigerungen und Zwangsräumun­
gen schützt. Zum anderen gibt es 
immer mehr Häuser, die über das 
bezirkliche Vorkaufsrecht in öffentli­
ches Eigentum gelangt sind. Bei die­
sen Hausgemeinschaften ist durch 
den politischen Kampf ein ganz  neuer 
Zusammenhalt entstanden. Die wol­
len mitbestimmen. Dazu kommt, 
dass bei einer Reihe von ehemals 
besetzten Häusern demnächst die 
Pachtverträge auslaufen. 
mietermagazin: Wie sind die Erfah­
rungen bisher? Zeigen sich die städ­
tischen Wohnungsunternehmen auf­
geschlossen? 
lisa vollmer: Es wird fast alles ab­
geblockt mit dem Argument, das es 
nicht machbar sei. Oder es wird be­
hauptet, die Mieterinnen und Mie­
ter hätten gar kein Interesse daran. 
Zwar wurde im Herbst 2018 erstmals 
ein Kooperationsvertrag zwischen 
dem Mieterrat Neues Kreuzberger 
Zentrum und der Gewobag abge­
schlossen. Doch auch hier läuft es 
sehr schwierig. Klar ist, dass sich die 
Strukturen der landeseigenen Woh­
nungsunternehmen erst darauf ein­
stellen müssen. 
Björn-arne eisermann: Schon in den 
90er Jahren, als wir mit der Woh­
nungsbaugesellschaft Prenzlauer 
Berg verhandelt haben, hieß es: „Das 
geht doch nicht, wie stellt ihr euch 
das vor?“ Nach fast 30 Jahren in 
Selbstverwaltung haben wir bewie­
sen: Es funktioniert wunderbar. Wir 
sind die gelebte Mietpreisbremse. 
Wir können selber entscheiden, wie 
teuer und wie bequem wir es haben 
wollen und ob wir beispielsweise 
selber das Treppenhaus streichen 
oder eine Firma beauftragen. Trotz­
dem wird immer noch so getan, als 
ob das völlig unrealistisch wäre. Die 
Gewobag hat es in all der Zeit nicht 
einmal geschafft, ihre Verwaltung 
darauf einzustellen. 
mietermagazin: Ist es nicht unrea­
listisch, dass sich Mieter in dieser Wei­
se einbringen? Das kostet doch viel 
Zeit und Energie.
lisa vollmer: Es ist ein Recht, kei­
ne Pflicht. Unser Konzept sieht ein 
abgestuftes Modell der Mitbestim­
mung vor, je nach Wunsch und Or ­
ganisationsgrad der Häuser. Die kom  ­
plette Selbstverwaltung ist der am 
weitestgehende Schritt. Es kann sich 
aber auch, um es am Beispiel Moder­
nisierung deutlich zu machen, auf 
die Offenlegung der Kosten und 
Mitsprache bei den Bauabläufen 
beschränken. Bei einer höheren Stufe 
können die Mieterinnen und Mieter 
Maßnahmen mit ihrem Veto verhin­
dern. Bei einer Selbstver waltung 
wür den sie dann die Modernisierung 
in Eigenregie durchführen. Bei der 
Wohnungsbelegung geht es vom 
Vorschlagsrecht bis hin zur eigen­
verantwortlichen Vergabe durch die 
Mieterschaft. Soziale Belegungsrech­
te müssen natürlich in jedem Fall 
eingehalten werden. Je nach Größe 
und Bedarf könnte das über ein Ge­
samtplenum oder über repräsenta­
tive Strukturen organisiert werden. 
All das wollen wir jetzt beim Modell­
projekt auf dem Dragoner areal in 
die Praxis umsetzen.
mietermagazin: Aber ist es kein Wi­
derspruch, sich einerseits für die Re­
kommunalisierung stark zu machen 
und andererseits den landeseigenen 
Wohnungsunternehmen mit einem 
solchen Misstrauen zu begegnen?
lisa vollmer: Die Unternehmen wa­
ren 15 Jahre lang auf Gewinnmaxi­
mierung getrimmt. Uns hingegen 
geht es um die Demokratisierung der 
Strukturen. Die Wohnungsunterneh­
men müssen stärker hinsichtlich ih  res 
sozialen Auftrags und der Gemein­
wohlorientierung kontrolliert werden. 
Nur so kann verhindert werden, dass 
wieder privatisiert wird, wenn sich der 
politische Wind eines Tages dreht. 
Interview: Birgit Leiß 
selbstverwaltet bei der deutsche wohnen 
Zum „Bündnis kommunal & selbstverwaltet Wohnen“ 
gehören neben stadtpolitischen Initiativen wie „Kotti 
& Co“ und „Stadt von Unten“ auch mehrere Vorkaufs­
häuser, etwa die Wrangelstraße 66, sowie ehemals be­
setzte Häuser, die heute in Selbstverwaltung sind, dar­
unter die Bülowstraße 52. Hier obliegen sämtliche Be­
lange des Wohnens inklusive Miethöhe und Instand­
haltung dem Hausverein. Auch die Deutsche Wohnen 
ist durch den Verkauf der GSW zu vier komplett selbst­
verwalteten Mietshäusern gekommen: Block 89 zwi­
schen Fraenkelufer und Kohlfurter Straße in Kreuzberg. bl
L Die Broschüre 
mit dem Konzept 
des Bündnisses 
sowie Porträts ein-
zelner Häuser und 
Initiativen unter 
https://kommunal-
selbstverwaltet-
wohnen.de/
MieterMagazin 7+8/2019
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Berliner BetrieBskostenüBersicht 2019

wärmekosten gesunken, 
kalte Betriebskosten gestiegen
die Berliner  Betriebskostenübersicht 2019, die im mai zusammen mit 
dem mietspiegel veröffentlicht wurde, verzeichnet nur einen geringen 
anstieg gegenüber den vorjahren.
 

2,56 Euro pro Quadratmeter zahlt 
der Berliner Durchschnittsmieter je­
den Monat an Betriebskosten. Das 
sind vier Cent oder 1,6 Prozent mehr 
als bei der letzten Erhebung vor zwei 
Jahren. Die Preissteigerung liegt da­
mit unter der allgemeinen Inflations­
rate. 
Auffällig ist, dass die Kosten für Hei­
zung und Warmwasser weiter ge­
sunken sind: Sie liegen mit 0,90 Eu­
ro pro Quadratmeter drei Cent niedri­
ger als vor zwei Jahren.  Gründe da für 
sind der milde Winter und die ver­
gleichsweise niedrigen Brennstoff­
preise im Abrechnungsjahr 2017. 

Bei den heiz- E 
kosten spielen 

auch verbraucher-
verhalten und ener-
getische standards 
eine wichtige rolle

L Berliner 
Betriebskosten-
übersicht 2019:
www.stadtent
wicklung.berlin.de/
wohnen/betriebs
kosten/
8/2019

Fo
to

: C
hr

is
ti

an
 M

uh
rb

ec
k

Aber auch die voranschreitende ener­
getische Sanierung des Wohnungsbe­
standes spart Heizkosten. Insgesamt 
hängen die „warmen“ Betriebskosten 
aber auch stark vom Wohnverhalten 
des einzelnen Mieters ab.
Die Summe der „kalten“ Betriebs­
kosten ist hingegen im Schnitt um 
sieben Cent auf 1,66 Euro pro Qua­
dratmeter gestiegen. Dazu gehören 
unter anderem die Wasserversorgung,
die Müllabfuhr, die Hausreinigung, 
die Treppenhausbeleuchtung, Ver­
sicherungen und die Grundsteuer. 
Bei den einzelnen Kostenarten gab 
es wenig Veränderungen. Obwohl 
die Berliner Stadtreinigung (BSR) die 
Preise für die Müllbeseitigung und 
die Straßenreinigung zum Beginn 
des Abrechnungsjahres 2017 ange­
hoben hatte, stiegen die dafür im 
Durchschnitt gezahlten Beträge nur 
um einen Cent pro Quadratmeter. 
Etwas stärker angewachsen sind die 
Kosten für den Aufzug, den Haus­
wart und die Gartenpflege. Die Kos­
ten für die Wasserversorgung sind 
hingegen im Schnitt um vier Cent 
pro Quadratmeter deutlich gesun­
ken. 

Große spannweite

Die Spannweite bei den Wasserkos­
ten ist wie bei allen verbrauchsabhän­
gigen Betriebskosten sehr groß. Auch 
andere Kosten sind im Einzelfall sehr 
unterschiedlich – je nachdem, wie 
groß der zu pflegende Garten ist, 
mit welchen Aufgaben der Haus­
meister beauftragt ist und welche 
Versicherungen abgeschlos sen wur­
den. Deshalb gibt die Betriebskos­
tenübersicht neben dem Mittelwert 
für jeden Posten den Ober­ und Un­
terwert einer Vier­Fünftel­Spanne 
an. Außergewöhnlich niedrige und 
extrem hohe Kos ten bleiben in der 
Statistik unberücksichtigt.
Nicht alle Kostenarten fallen in je­
dem Mietverhältnis an: Wo es kei­
nen Aufzug, keine Gemeinschafts­
antenne oder keinen zu pflegenden 
Garten gibt, kann dafür natürlich 
auch nichts abgerechnet werden. 
Welche Betriebskosten nach wel­
chem Schlüssel abgerechnet wer­
den, ist im Mietvertrag geregelt.
Die Betriebskostenübersicht er­
scheint alle zwei Jahre zusammen 
mit dem Berliner Mietspiegel. Sie ist 
nicht rechtsverbindlich, sondern soll 
für Transparenz bei den Nebenkosten 
sorgen. Wenn man die Werte mit 
der eigenen Betriebskostenabrech­
nung vergleicht und größere Abwei­
chungen feststellt, sollte man beim 
Vermieter die  Abrechnungsbelege 
einsehen und eine Mietrechtsbera­
tung aufsuchen. Zu beachten ist, 
dass die aktuelle Übersicht auf Be­
triebskostenabrechnungen für das 
Jahr 2017 beruht. Es können  also 
zwischenzeitlich Preisänderungen 
eingetreten sein. So sind im Jahr 
2018 die Kosten für Gas und Fern­
wärme leicht und die  Heizölpreise 
deutlich gestiegen. Die Berliner Was­
serbetriebe haben 2018 den Preis für 
die Entwässerung gesenkt. Dagegen 
hat die BSR ihre Tarife für die Müll­
abfuhr und die Straßenreinigung 
zum 1. Januar 2019 angehoben.
Jens Sethmann
Grundsteuer 0,14 0,27 0,46

Wasserversorgung 0,13 0,25 0,44

Entwässerung 0,13 0,23 0,31

Niederschlagswasser 0,02 0,05 0,07

Aufzug 0,07 0,18 0,33

Straßenreinigung 0,01 0,04 0,07

Müllbeseitigung 0,11 0,16 0,23

Hauswart/Hausmeister 0,05 0,18 0,38

Gebäudereinigung/
Ungezieferbekämpfung 0,06 0,15 0,26

Schneebeseitigung 0,02 0,05 0,08

Gartenpflege 0,02 0,10 0,20

Beleuchtung (Allgemeinstrom) 0,02 0,05 0,10

Schornsteinreinigung 0,01 0,07 0,12

Sach­ und Haftpflicht­
versicherung 0,06 0,16 0,24

Betrieb der Gemeinschafts­
antennenanlage/des Breitband­
netzanschlusses

0,06 0,12 0,19

Sonstige „kalte“ Betriebskosten 0,01 0,07 0,15

Heizung 0,36 0,72 1,11

Warmwasser 0,11 0,26 0,47

Sonstige „warme“ Betriebs­
kosten (z.B. Wartung Hei­
zungsanlage)

0,10 0,19 0,27

Berliner Betriebskostenübersicht 2019

Betriebskostenart
Abrechnungsjahr 2017

    Unterer Wert 
der 4/5­Spanne Mittelwert

Oberer Wert 
der 4/5­Spanne

Angaben in Euro pro Quadratmeter monatlich
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Hintergrund

 hochaufragender 
Solitär im hansa-

viertel: das 
giraffenhochhaus
Wohnen in auSSergeWöhnlichen häuSern 

Junggesellenhaus 
mit Traum-Panorama 
Das haus in der Klopstockstraße 2 ist mit 53 Metern das höchste gebäu-
de im hansa viertel und steht als Solitär mitten im Tiergarten. Dass man 
in den 1950er Jahren, in denen der „lebensentwurf Familie“ gängig war, 
ein haus fast ausschließlich für Singles errichtete, war geradezu avant-
gardistisch. 
Wegen seiner hochgereckten  Gestalt 
und der gelben Farbe wird das Punkt-
hochhaus mit seinen 164 Wohnun-
gen auch Giraffenhaus genannt. 
Und noch einen Spitznamen hat der 
17-Geschosser: Junggesellenhaus. 
Abgesehen von zwei Penthäusern in 

L  Der  Bürgerverein 
Hansaviertel e.V., 
der sich seit 2004 
für Erhalt und 
Pflege der Bauten 
im Hansaviertel 
engagiert, hat eine 
sehr informative 
Website und veran-
staltet regelmäßig 
Architektur-Füh-
rungen. Der Verein 
setzt sich auch für 
die Aufnahme des 
Hansaviertels in die 
Welterbeliste der 
UNESCO ein, ge-
meinsam mit dem 
Ost-Pendant, der 
Karl-Marx-Allee. 
https://hansa
viertel.berlin/
der obersten Etage gab es nämlich 
ursprünglich nur Einzimmerwohnun-
gen, zwischen 32 und 42 Quadrat-
meter groß. Angeblich sollten dieje-
nigen im Westflügel, die nur über ei-
nen winzigen „Kochschrank“ verfü-
gen, für Männer gedacht gewesen 
sein, während für alleinstehende 
Frauen im Ostteil des Gebäudes et-
was größere Küchen mit Fenster ge-
baut wurden. 
Ralph Krüger, der seit 1981 in dem 
Haus wohnt, stört die Enge seiner 
Wohnung nicht: „Es ist ein gutes 
Lernprogramm, sich beschränken zu 
müssen.“ Seine Eltern, die ebenfalls 
im Hansaviertel lebten, haben dem 
damals 20-Jährigen das Apartment 
gekauft. Die Struktur der Mieter-
schaft sei in den 1980er Jahren ei-
ne ganz andere gewesen, erzählt er: 
„Hier haben viele ältere Damen ge-
wohnt, aber auch Studenten.“ Nach 
der Wiedervereinigung und mit dem 
Regierungsumzug kamen immer 
mehr Bundesbedienstete, Manager 
und Hochschulprofessoren ins Vier-
tel. Die meisten nutzen ihre Woh-
nung nur zeitweise als Zweitwoh-
nung. Studenten gibt es nach wie 
vor. Ab 500 Euro Miete kosten die 
möblierten Single-Apartments, in 
Einzelfällen auch deutlich mehr: Im 
Giraffenhaus steigt mit dem Stock-

Mitten in der city,
mitten im grünen

werk auch der Preis. Je höher, desto 
spektakulärer ist nämlich der Pano-
ramablick. Im sechzehnten Stock, 
wo Ralph Krüger wohnt, hat man 
einen fantastischen Ausblick über 
die Skyline von Berlin-Mitte und den 
Tiergarten im Wechsel der Jahreszei-
ten. Statt 30 000 Eu   ro wie in den 
1980er Jahren muss man heute für 
eine solche Wohnung allerdings bis 
zu 200 000 Euro hinblättern. 
Im Haus gehe es schon recht anonym 
zu, räumt Krüger ein. Die Nachbarn 
grüßen sich im Fahrstuhl, und mit ei-
nigen, die man schon länger kennt, 
unterhält man sich auch mal. Aber 
dass Freundschaften entstanden sind 
oder dass man sich verabredet, das 
gebe es nicht. Trotzdem sei es ein 
sehr schönes Wohnen, findet der 
58-Jährige. Die Verkehrsanbindung 
ist ausgezeichnet und trotz City-Lage 
ist man mitten im Grünen. Ein dickes 
Plus sei auch, dass ein Hausmeister 
im Haus wohnt. „Er bekommt es 
selbst mit, wenn mal ein Fahrstuhl 
kaputt ist und hat auch ein Auge 
darauf, wer hier hereinkommt.“ al
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Für Jan Schild-
knecht macht 
der Blick aus 
dem Fenster den 
Minimalismus der 
Wohnung wett

F „Frauenküche“, 
Brötchenklappe 
an der Wohnungs-
tür, restaurant 
im erdgeschoss
Die mit öffentlichen Mitteln errich-
teten Wohnungen – übrigens al-
le mit Mini-Balkon – wurden schon 
früh in Einzeleigentum umgewan-
delt. Es gibt viele Eigennutzer, aber 
auch Eigentümer, die weitervermie-
ten, wobei häufig möbliert vermie-
tet wird. 
Ralph Krüger, freiberuflicher Lektor 
und Rezensent, nutzt seine Woh-
nung inzwischen fast nur noch zum 
Arbeiten. Für ein Paar ist sie  definitiv 
eng und so ist er 2010 mit seiner 
Frau in die Wohnung seiner verstor-
benen Eltern gezogen. Andere lang-
jährige Bewohner haben sich im Lau-
fe der Zeit vergrößert, indem sie die 
Wohnung nebenan beziehungsweise 
obendrüber dazugekauft und einen 
MieterMagazin 7+8/2019
Durchbruch gemacht haben. Weil 
sich kleine, möblierte Apartments 
in dieser Lage ganz hervorragend 
für Touristen eignen, ist auch im Gi-
raffenhaus die tageweise Vermie-
tung an Feriengäste gang und gäbe. 
„Wenn ich mein Domizil mit einem 
Geräusch verbinden müsste, dann 
wären es gezogene Rollkoffer“, 
meint ein Eigentümer, der anonym 
bleiben möchte. Auch die Missstän-
de im Umfeld – Trinkertreff am Han-
saplatz, Stricher- und Drogenszene 
direkt hinter dem Haus – ärgern ihn. 
Die hohe Kriminalität und die Ver-
wahrlosung seien ein Problem, be-
stätigt Jan Schildknecht, der seit sie-
ben Jahren als Mieter im Haus lebt. 
Insgesamt sei das Hansaviertel eher 
eine Schlafstadt ohne Kiez-Flair, fin-
det er. Schildknecht ist Pendler. In 

lange dunkle Flure
gibt es nicht

Berlin arbeitet er in einem Bezirks-
amt, seine Familie lebt in Süddeutsch-
land. Im Giraffenhaus ist er ganz zu-
fällig gelandet. Als er aus berufli chen 
Gründen nach Berlin ziehen muss te, 
konnte er die Wohnung von einer 
Kollegin übernehmen. Dass er im 
Grunde nur mit einem Koffer voll 
Dinge einziehen konnte, kam ihm 
entgegen. „Die Wohnungen sind 
sehr eng, da muss man schon mini-
malistisch veranlagt sein und kann 
nicht so vieles horten: „Aber der 
Schnitt ist intelligent und funktional 
gestaltet, und es gibt viel Stauraum.“ 
Die Erschließung des Gebäudes sei 
ein Raumerlebnis, schwärmt der Ar-
chitekt. Anders als in vielen Häusern 
der Moderne gibt es keine dunklen, 
engen Flure. Wenn man aus einem 
der beiden Fahrstühle tritt – einer 
fährt in die geraden Geschosse, einer 
in die ungeraden – ist da gleich ein 
großes Fenster mit Ausblick auf die 
City-West. Eigentlich war die Woh-
nung für Jan Schildknecht nur als 
Über gangslösung gedacht. „Aber der 
Blick aus den obersten Etagen macht 
süch tig, den möchte man nicht mehr 
missen.“ Das tröste auch über die 
fehlenden Quadratmeter hinweg. 
„Es ist ein sehr ruhiges Wohnen, fast 
wie im Urlaub“, findet er. Umzugs-
pläne hegt er erst einmal nicht. 
Birgit Leiß
Milch und Brötchen frei haus 
Das denkmalgeschützte Hochhaus in der Klopstockstra-
ße 2 wurde 1957 im Rahmen der  Internationalen Bau-
ausstellung („Interbau“) im Hansaviertel errichtet. Der 
Anspruch war, Stadtwohnungen auf kleinstem Raum zu 
realisieren. Die beiden Architekten Klaus Müller-Rehm 
und Gerhard Siegmann gehören nicht zu den Stars der 
Interbau, waren aber auf Wohnungsbau spezialisiert. 
Finanzierungsprobleme führten dazu, dass die Fertig-
stellung mehrfach verschoben werden musste. Dennoch 
wurde das „Objekt 1“, wie man es in der Planungs- und 
 Bauphase genannt hat, als erstes Gebäude im Hansa-
viertel  fertig. Die Grundrisse mit den    innenliegenden 
Bädern, Kochnischen und begehbaren  Schrankräumen 
gelten als richtungweisend. Alle Wohnungen haben bo-
dentiefe Fenster, so dass man im Wohnraum wie im 
Freien sitzen und die Aussicht genießen kann. Zum 
Konzept gehört auch ein Restaurant im Erdgeschoss, 
quasi als Ausgleich für die Mini-Küchen. In den Anfangs-
jahren stand den Mietern ein besonderer Service zur 
Verfügung: In die abschließbaren Wandschränkchen 
neben jeder Wohnungstür wurden Milch und Brötchen 
geliefert. Heute werden die Milch- beziehungsweise 
Brötchenklappen zum Teil als Postfächer genutzt.    bl
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Hintergrund

Strom sparen – 
Der im April veröff
te Haushalte verbr
Die 226 000 unte
demnach jährlich 
worten den unnöt
nen Kohlendioxid. 
CO2-Emissionen d
das zu den fünf kl
pas zählt.
Jeder Haushalt kön
sparen und damit
scho nen, sondern 
und Energiewend
chung. Ob Wasch
haltungstechnik: 
hängt unter ander
situation ab. Ein O
potenziale zu erke
Hinter dem „Strom
braucherorganisa
Energieagenturen 
StrompreiSe

Satter Aufschlag
Strom kostet die deutschen Haushalte mehr als jemals zuvor. ende märz 
gab das Vergleichsportal Verivox bekannt, dass im Bundesdurchschnitt 
aktuell 29,42 Cent je Kilowattstunde (kWh) fällig sind. Auch im europäi­
schen Vergleich liegt Deutschland damit ganz vorne, nur getoppt von den 
Dänen. Warum sind unsere Stromrechnungen so hoch – und wie lässt sich 
das ändern?
Zwei Drittel der deutschen Strom-
Grundversorger – Energieversor-
gungsunternehmen wie die Stadt-
werke, die in einem bestimmten Ge -
biet die meisten Haushaltskunden 
be liefern – haben laut Verivox in 
den ersten Monaten dieses Jahres 
bereits ihre Preise erhöht, und zwar 
um durchschnittlich rund fünf Pro-
zent. Ein Haushalt mit drei Personen, 
der im Jahresschnitt 4000 kWh ver-
braucht, zahlt dadurch künftig 60 
Euro jährlich mehr. 6,8 Millionen 
Haushalte sind von den Preiserhö-
hungen betroffen. Weitere Versor-
ger haben Preissteigerungen für die 
nächsten Monate angekündigt. 
Die Stromanbieter begründen den 
Anstieg mit gestiegenen Beschaf-
fungskosten. 2018 sind die Preise 
an der Strombörse – der European 
Energy Exchange (EEX) in Leipzig – 
um 30 Prozent gegenüber dem Vor-

L  Sparpotenzial 
berechnen: 
www.strom
spiegel.de/
beratung/
stromcheck
Weitere Tipps zum 
Thema Stromtarife 
bietet die Stiftung 
Warentest unter 
www.test.de/
thema/stromtarife
So hat sie unter 
anderem im März 
Wechseldienste 
getestet (Ergebnisse 
kostenpflichtig).
Klima schützen 
entlichte „Stromspiegel“ zeigt: Priva-
auchen in Deutschland zu viel Strom. 
rsuchten Haushalte verschwenden 
rund 9 Milliarden Euro und verant-
igen Ausstoß von 18 Millionen Ton-
Das entspricht in etwa den jährlichen 
es Braunkohlekraftwerks Weisweiler, 
imaschädlichsten Kraftwerken Euro-

nte im Schnitt 230 Euro  Stromkosten 
 nicht nur den eigenen Geldbeutel 
auch einen Beitrag zu Klimaschutz 
e leisten, so der Tenor der Untersu-
maschine, Beleuchtung oder Unter-
Wo genau gespart werden kann, 
em von Haushaltsgröße und Wohn-
nlinerechner hilft, die eigenen Spar-
nnen.
spiegel“ steht ein Bündnis aus Ver-

tionen, Forschungseinrichtungen, 
und Wirtschaftsverbänden.        kb
jahrespreis gestiegen. Im September 
erreichten sie den höchsten Stand 
seit sieben Jahren, unter anderem 
wegen gestiegener Kosten für Koh-
le und Gas. Seitdem sind die Groß-
handelspreise wieder leicht gefallen. 
Weiterhin teuer sind allerdings CO2-
Zertifikate. Diese „Verschmutzungs-
rechte“ müssen die konventionellen 
Stromerzeuger für den Ausstoß von 
klimaschädlichem Kohlendioxid vor-
halten. 2018 hatten sich die Preise 
für Emissionszertifikate im EU-Han-
del von rund 7 auf 20 Euro pro Ton-
ne CO2 fast verdreifacht – mögli cher  -
weise als frühe Reaktion auf die Re-
form des Emissionshandels in die sem 
Jahr, bei dem der bisher vorherr schen-
de Zertifikate-Überschuss stückwei-
se abgebaut werden soll. 
Allerdings: Die Stromerzeugung 
macht lediglich ein Fünftel des Strom-
preises aus. Der Löwenanteil entfällt 
auf Steuern und Abgaben. Strom- 
und Mehrwertsteuer, Konzessions-
abgabe an die jeweilige  Gemeinde 
und sonstige Umlagen summierten 
sich im vergangenen Jahr auf etwa 
30 Prozent der Gesamtkosten. Hin-
zu kommt die EEG-Umlage, auf die 
2010 23 Prozent des Strompreises 
entfiel.
Diese Umlage – kurz für „Erneuer-
bare-Energien-Gesetz-Umlage“ – 
wurde im Jahr 2000 zur Ausgestal-
tung des gleichnamigen Gesetzes 
eingeführt. Mit ihr wird der  Ausbau 
der Erneuerbaren Energien finan-
ziert. 2018 wurden bereits rund 40 
Prozent der Energie in Deutschland 
aus Sonne, Wind, Wasser, Geother-
mie oder Biomasse gewonnen – Ten-
denz steigend. Wer eine Ökostrom-
anlage betreibt, darf den daraus ge-
wonnenen Strom in das Netz einspei-
sen und erhält dafür einen staatlich 
festgelegten Preis. Die Netzbetreiber 
verkaufen diesen Strom dann an der 
Strombörse – meist mit Verlust ge-
genüber dem, was sie zuvor an die 
Anlagenbetreiber gezahlt haben. Die 
Differenz dürfen sie sich aus dem 
EEG-Topf holen, der wiederum aus 
der EEG-Umlage gespeist wird, die 
jeder Verbraucher über die Strom-
rechnung mitbezahlt. 

eeG­Umlage geht zurück

Zwar gilt die EEG-Umlage als einer 
der Preistreiber für Stromkosten in 
Deutschland. 2019 ist sie aber, wie 
auch bereits 2018, gegenüber dem 
Vorjahr geringfügig abgesunken und 
liegt nun bei 6,405 statt 6,792 Cent 
pro Kilowattstunde. Dafür gibt es 
seit diesem Jahr eine neue  Umlage 
zur Finanzierung des Ausbaus des 
Offshore-Netzes in Nord- und Ost-
see. Sie beträgt in diesem Jahr 0,416 
ct/kWh. Die EEG-Umlage wird künf -
tig voraussichtlich noch weiter sin-
ken, weil alte und damit teure Öko-
stromanlagen im Laufe der nächsten 
Jahre aus der Förderung fallen wer-
den.
Einen ebenfalls großen Anteil am 
Strompreis haben mit rund einem 
Viertel die Netzentgelte – Gebüh-
ren, die die Strom- und Gasanbieter 
den Netzbetreibern zahlen müssen, 
damit sie Strom oder Gas durch das 
Versorgungsnetz leiten dürfen. Die-
se Kosten legen die Energieversorger 
über den Strompreis auf die Privat-
kunden um. 
Hier gibt es jedoch große regionale 
Unterschiede: So werden im länd-
lichen Ost- und Norddeutschland 
höhere Entgelte fällig. Dort sind ver-
hältnismäßig viele Öko stromanlagen 
MieterMagazin 7+8/2019
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F 2018 sind 
die preise an der 
europäischen 
Strom börse in 
Leipzig um 30 
prozent gestiegen
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in Betrieb. Zum anderen gilt: Je mehr 
ein Unternehmen in die eigene Infra-
struktur investieren muss, desto teu -
rer wird es für den Endkunden. Be-
sonders tief in die Tasche greifen müs -
sen daher Bewohner dünn besiedel-
ter Regionen. Deutlich günstiger 
kommen die Menschen in den Bal-
lungsgebieten weg. 
2019 sind die Netzentgelte – nach 
einem leichten Abfall 2018 – im Bun-
desdurchschnitt um 1,4 Prozent wie -
der leicht angestiegen. Es ist aller-
dings davon auszugehen, dass der 
Anstieg in den kommenden Jahren 
deutlich Fahrt aufnimmt, was vor 
allem mit dem Ausbau der Strom-
trassen zusammenhängt. Die Kohle-
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Die Verteuerung 
der Co2­Zertifikate 
und der Ausbau 
des Versorgungs­ 
und des offshore­
Netzes kosten weit 
weniger, als den 
Kunden in rech­
nung gestellt wird
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kommission hat nun vorgeschlagen, 
dass der Bund ab 2023 die Netzent-
gelte bezuschussen soll, um Anbieter 
und Kunden zu entlasten.
Insgesamt addierten sich die Mehr-
kosten für Anbieter bei einer Abga-
bemenge von 4000 kWh auf rund 
MieterMagazin 7+8/2019
30 Eu ro. Dem Kunden abverlangt 
wurde aber durchschnittlich das Dop -
pelte – ein satter Aufschlag. Das ist 
besonders vor dem Hintergrund, 
dass Anbieter in der Vergangenheit 
Preissenkungen häu fig mit Verweis 
auf langfristige Lie ferverträge nicht 
unmittelbar an  ih  re Kunden weiter-
gegeben  haben, schwer nachvollzieh-
bar. Verbraucherschützer  kritisieren 
deswegen auch, dass sich Erhöhun-
gen immer deutlich schneller auf den 
Rechnungen der  Haushalte bemerk-
bar machen als Preissenkungen. 
Dass die Preise nicht direkt zum Be-
schaffungskosten-Höchststand im 
Herbst, sondern erst in den  letzten 
Monaten erhöht wurden, darin sehen 
Experten eine „Masche“ der Strom-
anbieter. Denn im Januar, wenn die 
Neujahrsvorsätze noch frisch sind, 

es gibt auch preissenker

wollen viele Kunden ihre Ausgaben 
reduzieren und sehen sich nach neuen 
Stromverträgen um. Es macht also 
aus Anbietersicht durchaus Sinn, das 
Ende dieser Phase abzuwarten. 
Verbraucherschützer raten  dazu, kon-
sequent den Anbieter zu wechseln, 
um den Wettbewerb in Schwung zu 
bringen. Denn die Verivox-Untersu-
chung hat auch ergeben: Rund zwei 
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Dutzend Anbieter haben in diesem 
Jahr die Preise um ein bis zwei Pro-
zent gesenkt.
Seit 1998 können Verbraucher in 
Deutschland selbst entscheiden, wo-
her sie ihren Strom beziehen. Mehr 
als 1000 Anbieter konkurrieren hier-
zulande miteinander. Vergleichspor-
tale wie Verivox oder Check24 bie-
ten eine gute Übersicht. Da sich 
Strompreise mitunter schnell  ändern 
können, ist es sinnvoll, auf  kurze Ver-
tragslaufzeiten und Kündi gungs fris-
ten zu setzen. Auch  Preisgarantien 
für die Dauer der Vertragslaufzeit 
sind sinnvoll.
Noch einfacher machen es Dienst-
leister wie Switchup, Wechselpilot 
oder Esave, die regelmäßig Tarife 
vergleichen und immer den güns-
tigsten Vertrag auswählen. Als Kun-
de muss man sich dann um nichts 
mehr kümmern. Die Wechseldienste 
finanzieren sich über die Provisionen, 
die bei 20 bis 30 Prozent der Erspar-
nis liegen können.
Und schließlich: Nicht nur an der 
Kosten-, auch an der Verbrauchs-
schraube kann man drehen – und 
dadurch Kosten sparen und die Um-
welt schonen, selbst dann, wenn 
man immer darauf achtet, das Licht 
im Flur auszuschalten, und im Spar-
waschgang wäscht: Es zeigt sich im-
mer wieder, dass die allermeisten 
Haushalte noch  Einsparpotenziale 
haben.
Katharina Buri
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Wohnen darf nicht Ware sein

Die Rufe nach 
einer gemein­

wohlorientierten 
Wohnungs­

bewirtschaftung 
werden lauter
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Wohnen ist ein Menschenrecht und darf keine Ware sein. Dennoch ist in 
Deutschland die Wohnungsversorgung überwiegend dem freien Spiel der 
Marktkräfte überlassen. Doch der Markt versagt. Das Angebot kann die 
wachsende Nachfrage nach Wohnraum nicht befriedigen. Wer als Vermieter 
an einer maximalen Rendite orientiert ist, hat kein Interesse an Veränderun-
gen – sichert der Wohnungsmangel doch anhaltend hohe Mieteinnahmen. 
Die Leidtragenden sind die Mieter: Sie finden keine neue Wohnung, und wer 
nicht zahlen kann, fliegt raus.
Deshalb nehmen die Forderungen von Politikern und Bevölkerung zu, Wohnun-
gen nicht mehr als x-beliebige Handelsware zu behandeln, sondern die Woh-
nungsversorgung so zu organisieren, dass sie dem Gemeinwohl dient. Mieter 
versuchen, in Selbsthilfe ihr Haus zu übernehmen, bilden Vereine oder Genos-
senschaften. Der Senat kauft Häuser an und übergibt sie an städtische Woh-
nungsbaugesellschaften. Ein Volksbegehren fordert die Vergesellschaftung 
großer Wohnungsunternehmen. Und die Politik diskutiert über die Wiederein-
führung der Wohnungsgemeinnützigkeit. Dieses MieterMagazin-Spezial do-
kumentiert verschiedene Formen und Modelle einer gemeinwohlorientierten 
Wohnungsbewirtschaftung. Sie ist möglich – und notwendig.
MieterMagazin 7+8/2019
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Fuggerei in E
 Augsburg:

Heimstatt für 
„würdige Arme“
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Wohnstadt Carl 
Legien: Das 

gemeinwohl­
orientierte Bauen 

erlebte nach 
dem 1. Weltkrieg 

eine Blüte
Von der Fuggerei 
zur Neuen Heimat

Das älteste Beispiel einer gemeinwohl orien­
tierten Wohnsiedlung ist die Fuggerei in 
Augsburg. Sie wurde im Jahr 1521 vom 
Kaufmann Jakob Fugger gestiftet. Zunächst 
entstanden in sechs Gassen 52 Wohnun­
gen in zweigeschossigen Reihenhäusern. 
Gedacht waren sie für von Armut bedroh­
te Handwerker und Tagelöhner, die aus 
eigener Kraft, zum Beispiel wegen einer 
Krankheit, keinen eigenen Haushalt führen 
konnten. Wenn sich ihre Lage besserte, 
sollten sie wieder ausziehen. Die Bewohner 
mussten „würdige Arme“ sein, das heißt 
Bettler wurden nicht aufgenommen. Ein­
ziehen durften außerdem nur Augsburger 
Bürger, die katholisch und gut beleumun­
det waren. Es wurde von ihnen erwartet, 
dass sie täglich ein Vaterunser, ein Glau­
bensbekenntnis und ein Ave Maria für den 
Stifter und die Familie Fugger sprechen. 
Die Jahresmiete belief sich für jede der rund 
60 Quadratmeter großen Wohnungen auf 
einen Rheinischen Gulden. Damit konnte 
man damals etwa 11 Pfund Butter oder 
zwei Paar Stiefel kaufen.
Die Fuggerei besteht noch heute und um­
fasst 140 Wohnungen in 67 Reihenhäusern, 
in denen 150 Menschen leben. Sie wird 
immer noch aus dem Stiftungsvermögen 
Jakob Fuggers unterhalten. Für die Bewoh­
ner gelten auch heute noch die gleichen 
Aufnahmebedingungen wie früher. Und 
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auch die Jahresnettokaltmiete blieb ohne 
jeglichen Inflationsausgleich über die Jahr­
hunderte unverändert. Sie wurde lediglich 
umgerechnet und beträgt heute 0,88 Euro 
– für die ganze Wohnung.
Solche mildtätigen Stiftungen waren früher 
lange Zeit die einzige Möglichkeit, in Not­
lagen eine Wohnung zu bekommen. Wer 
in den Augen der Stifter nicht „würdig“ 
019
erschien oder nicht in die gesellschaftliche 
Norm passte, hatte aber auch hier keine 
Chance. 
Mit der Industrialisierung strömten im 19. 
Jahrhundert so viele mittellose Arbeitssu­
chende in die Städte, dass die Wohnungs­
not nicht mehr ansatzweise mit milden Ga­
ben einiger wohlhabender Bürger bewältigt 
werden konnte. „Man hat sich überzeugt, 
dass der Mangel an gesunden, bequemen 
und billigen Wohnungen für Personen, wel­
che vor dem Proletariat bewahrt werden 
können und müssen, nie beseitigt werden 
wird, wenn man die Erbauung neuer, in 
räumlicher Beziehung genügender  Häuser 
nur der Privatspekulation überlässt“, er­
kannte der königlich­preußische Landbau­
meister Carl Wilhelm Hoffmann im Jahr 
1847. Er sah das seinerzeitige Baugesche­
hen in den Händen von „hartherzigen, geld  ­
gierigen, meistenteils mittellosen, mit er­
borgtem Gelde sich durchschwindelnden 
Baupfuschern“, die „ungesunde Schlupf­
winkel, höhlenartige Keller, kalte Dachkam­
mern und feuchte Ställe zu Wohnungen 
eingerichtet, bei Abmessung der Räume mit 
jedem Zoll gegeizt“ haben. Um Abhilfe zu 
schaffen, gründete Hoffmann zusammen 
mit dem christlichen Sozialreformer Victor 
Aimé Huber im Jahr 1847 die „Berliner ge­
meinnützige Baugesellschaft“.
Ihr erster Neubau in der Ritterstraße konn­
te 1849 bezogen werden. Das älteste noch 
erhaltene Gebäude der Gesellschaft steht 
in der Torstraße 85/87. Bis zum Sommer 
1850 baute die „Berliner gemeinnützige 
Baugesellschaft“ neun Häuser mit insge­
samt 92 Wohnungen und neun Werkstät­
ten. Nachahmer hat sie kaum gefunden. 
Nach der Reichsgründung 1871 blühte die 
private Bauspekulation wie noch nie. Um 
1900 waren nur 0,25 Prozent des Berliner 
Wohnungsbestandes im Besitz der Gemein­
nützigen.
Erfolgreicher waren seinerzeit die Genos­
senschaften. Allerdings dauerte es fast 40 
Jahre, bis nach der Gründung der ers ten 
Einkaufsgenossenschaften und Raiff eisen­
Banken das solidarische Modell im  Berli ner 
Bauwesen zum Zug kam: Die erste Woh­
nungsbaugenossenschaft, die heute noch 
existierende Berliner Baugenossenschaft 
(bbg), wurde 1886 gegründet. Der Durch­
bruch für die Wohnungsbaugenossenschaf­
ten kam mit einem neuen Genossenschafts­
gesetz im Jahr 1889, das die beschränkte 
Haftung der Genossenschaft eingeführt 
hat. Jetzt konnten auch wohlhabende För­
derer gewonnen werden, die bislang von 
einem Engagement zurückgeschreckt wa­
ren, weil sie im Falle einer Pleite mit ihrem 
gesamten Vermögen hätten haften müssen. 
Die Zahl der Wohnungsbaugenossenschaf­
ten in Deutschland stieg daraufhin von 38 
im Jahr 1889 auf 1402 im Jahr 1914.
Zu den Förderern gehörten sozial engagier­
te Kaufleute und Wissenschaftler. Renom­
mierte Architekten wie Paul Mebes und Al­
fred Messel lieferten Baupläne. Die Wohn  ­
anlagen boten den Genossen einige An­
nehmlichkeiten: So gab es Waschhäuser, 
Siedlungsbüchereien, Konsumläden, Ver­
einslokale und manchmal sogar Kinder­
gärten. Über die von Messel entworfenen 
Wohnanlagen war 1902 im „Handbuch der 
Sozialen Wohlfahrtspflege in Deutschland“ 
zu lesen: „Die Wohnhausanlagen des Ber­
liner Spar­ und Bauvereins, die für den Ber­
liner Mietwohnungsbau ganz neue Typen 
geschaffen haben, stellen in konstruktiver 
27
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nützig“ war 

einmal: Heute 
gehört die Gagfah 

dem größten pri­
vaten Vermieter 
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und architektonischer Beziehung wohl das 
mustergültigste dar, was zur Zeit auf dem 
Gebiete des gemeinnützigen Miethausbaus 
geleistet ist.“
Zahlenmäßig erlangte die gemeinnützige 
Wohnungswirtschaft aber erst nach dem 
Ersten Weltkrieg größere Bedeutung. Zwi­
schen 1919 und 1924 gründeten viele Städ­
te eigene Wohnungsbauunternehmen, um 
die Wohnungsnot in eigener Regie zu be­
kämpfen. Auch die Gewerkschaften hoben 
Baugesellschaften aus der Taufe. In einem 
umfangreichen Wohnungsbauprogramm 
wurden in Berlin von 1924 bis 1931 rund 
170 000 Wohnungen gebaut – mehr als 
die Hälfte davon durch die gemeinnützigen 
Unternehmen und die Genossenschaften. 
Nach Krieg und Teilung der Stadt wurde 
in Ost­Berlin der Wohnungsbau staatlich 
organisiert. Daneben hatten auch neuge­
gründete Arbeiterwohnungsbaugenossen­
schaften eine große Bedeutung. Die Mie­
ten waren vom Staat auf einem so niedri­
gen Niveau festgeschrieben, dass sie allein 
nicht zur Instandhaltung der Gebäude aus ­
 reichten.
West­Berlin nahm hingegen den Faden aus 
der Weimarer Republik wieder auf. Die gro­
ßen Wohnungsbaugesellschaften wie Ge­
hag, Degewo, Gewobag oder GSW wurden 
nun als landeseigene Unternehmen zu den 
wesentlichen Trägern des Wiederaufbaus, 
der Stadtsanierung und des Sozialen Woh­
nungsbaus. Sie profitierten von den vielfäl­
tigsten Subventionen und Zuschüssen, und 
es begannen sich enge Verflechtungen mit 
der Politik herauszubilden. Zum Ende der 
SPD­Regierung 1981 gehörte beinahe jede 
vierte Berliner Mietwohnung den Gemein­
nützigen. 1982 flog bei der größten ge­
meinnützigen Wohnungsbaugesellschaft, 
der gewerkschaftlich getragenen Neuen 
Heimat, ein Betrugs­ und Missmanage­
ment­Skandal auf, der 1986 mit der Auf­
lösung der Neuen Heimat endete. Das ließ 
die Stimmung gegen die gemeinnützige 
Wohnungswirtschaft kippen. Die Bundes­
regierung unter Kanzler Kohl schaffte die 
Gemeinnützigkeit Ende 1989 ersatzlos ab. 
Das Bereitstellen bezahlbarer Wohnungen 
ist seither kein Anliegen mehr, das steuer­
lich gefördert wird. 
Jens Sethmann
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Bis vor 30 Jahren waren in der Bundes­
republik viele Wohnungsunternehmen ge­
meinnützig. Weil der Wohnungsmarkt heu­
te immer mehr aus den Fugen gerät, wird 
seit ein paar Jahren die Wiedereinführung 
der Wohnungsgemeinnützigkeit gefordert. 
Im Namen vieler Wohnungsbaugesellschaf­
ten steht zwar noch ein G für „gemeinnüt­
zig“, rechtlich sind sie es aber seit 1990 
nicht mehr. Gemeinnützig bedeutete: Ein 
Wohnungsunternehmen verpflichtetet sich, 
seine Wohnungen auf Dauer zu beschränk­
ten Preisen zu vermieten, die auszuschüt­
tende Rendite auf vier Prozent zu begren­
zen und das Firmenvermögen nur für den 
Wohnungsbau einzusetzen. Dafür wird es 
von der Körperschafts­, Gewerbe­ und Ver­
mögenssteuer, in einigen Bundesländern 
auch von der Grunderwerbsteuer befreit. 
Jedes Wohnungsunternehmen konnte die 
Anerkennung als gemeinnützig beantragen. 
Die kommunalen und staatlichen Wohnungs­
baugesellschaften waren ebenso gemein­
nützig wie die gewerkschaftlichen Unter­
nehmen und die meisten Wohnungsgenos­
senschaften. Von 1949 bis 1989 schufen 
die rund 1800 gemeinnützigen Wohnungs­
unternehmen in der Bundesrepublik rund 
ein Viertel der gesamten Neubauten, ins­
gesamt 4,8 Millionen Wohnungen. 
Im Jahr 1988 schaffte die CDU/CSU­FDP­
Bundesregierung das Wohnungsgemein­
nützigkeitsgesetz mit Wirkung ab 1990 
 ersatzlos ab. Man hielt die  Wohnungs not 
der Nachkriegszeit für beendet und be­

Neuauflage 
eines bewährten 
Instruments?
trachtete den Wohnungsmarkt als entspannt. 
Der bis dahin praktizierte Steuerverzicht 
galt den Befürwortern eines ungeregelten 
Marktes als verdeckte Subvention, die zu 
beenden sei. Eingespart hat der Staat aber 
nichts: Er gab stattdessen viel Geld für die 
Eigentumsförderung, für Wohngeldzahlun­
gen und seit den Hartz­Gesetzen für die 
„Kosten der Unterkunft“ aus.
Mit zwei Gutachten haben die Bundestags­
fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die 
Grünen im Jahr 2015 die Debatte um eine 
neue Wohnungsgemeinnützigkeit wieder 
belebt. Anträge der beiden Fraktionen zur 
Wiedereinführung sind trotz der überwie­
gend positiven Stellungnahmen von Exper­
ten im Juni 2017 von der Bundestagsmehr­
heit aber abgelehnt worden. 
Der Deutsche Mieterbund (DMB) fordert 
weiterhin die Wiedereinführung der Woh­
nungsgemeinnützigkeit. Sie hat – so DMB­
Direktor Lukas Siebenkotten – schließlich 
gut funktioniert.
Jens Sethmann

Jan Kuhnert/Olof Leps: 
Neue Wohnungsgemeinnützigkeit 
www.gruene­bundestag.de/
publikationen/publikation/
neue­wohnungsgemeinnuetzigkeit­
ngw­langversion.html

Andrej Holm/Sabine Horlitz/Inga Jensen: 
Neue Wohnungsgemeinnützigkeit
www.rosalux.de/publikation/id/37380/
neue­wohnungsgemeinnuetzigkeit/
MieterMagazin 7+8/2019

https://www.gruene-bundestag.de/bauen-wohnen-stadtentwicklung/der-gruene-weg-aus-der-wohnungsnot.html
http://www.rosalux.de/publikation/id/37380/neue-wohnungsgemeinnuetzigkeit/
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Wohnungs­
genossenschaft 

Lichtenberg WGLi 
(Bild oben), Paul­
Francke­Siedlung 

des Beamten­
wohnungsvereins: 

unterschiedliche 
Werdegänge 

über 130 Jahre
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Solidarisch und sicher, 
aber mit Demokratie­
Defiziten

Das traditionsreichste Gemeinwirtschafts­
modell ist die Genossenschaft. Ins Leben 
gerufen wurden Genossenschaften ursprüng­
lich als eine gemeinsame Einkaufsorganisa­
tion landwirtschaftlicher Produkte und als 
solidarisches Kreditinstitut. 
Eine Wohnungsbaugenossenschaft ist eine 
Selbsthilfeorganisation, die ihren Mitglie­
dern sichere und günstige Wohnungen 
bieten will. Wer eine Wohnung bei einer 
Genossenschaft möchte, muss Mitglied 
werden. Dazu sind je nach Größe der Woh­
nung Geschäftsanteile in bestimmter Höhe 
zu erwerben. So wird man Genosse und 
Miteigentümer des Unternehmens. Der Un­
terschied zum Mieter wird auch sprachlich 
deutlich: Man unterschreibt keinen Miet­
vertrag, sondern einen Nutzungsvertrag. 
Genossen genießen ein Dauerwohnrecht, 
sind also unkündbar. 
In Berlin wohnt rund eine halbe Million Men­
schen bei einer der über 80 Wohnungsbau­
genossenschaften. Die insgesamt 200 000 
Genossenschaftswohnungen machen 12 
Prozent aller Mietwohnungen in der Haupt­
stadt aus. Im Bundesdurchschnitt liegt der 
Anteil bei 9,2 Prozent. Genossenschaften 
blicken auf unterschiedliche Werdegänge 
zurück: Es gibt altehrwürdige Bauvereine 
aus der Kaiserzeit, ehemalige DDR­Arbei­
terwohnungsbaugenossenschaften mit bis 
zu 10 000 Plattenbauwohnungen und aus 
der Hausbesetzerszene hervorgegangene 
Selbsthelfer­Genossenschaften.
019

Fo
to

: C
hr

is
tia

n 
M

uh
rb

ec
k

Als Genosse kann man über die  Geschäfte 
des Unternehmens mitbestimmen. Bei mehr 
als 1500 Mitgliedern wählen die Genossen 
eine Vertreterversammlung. Dabei hat 
je des Mitglied unabhängig von der Höhe 
seiner Geschäftsanteile eine Stimme. Die 
Vertreterversammlung tagt einmal jährlich 
und wählt den Aufsichtsrat. Der Aufsichts­
rat bestellt und kontrolliert den geschäfts­
führenden Vorstand. 
Besonders bei den größeren Genossenschaf­
ten hat das einfache Mitglied nur einen ge­
ringen Einfluss. Immer wieder fällen Vor ­
stände Entscheidungen, die dem Solidari­
tätsprinzip widersprechen. So erhöhen ei  ­
nige Genossenschaften die Mieten bis zur 
Obergrenze des Mietspiegels, lehnen Ar­
beitslose als Wohnungsbewerber ab oder 
reißen sogar intakte Häuser ab, um an ihrer 
Stelle deutlich teurere Wohnungen neu zu 
bauen.
Die im Jahr 2008 gegründete Initiative 
„Ge  nossenschaft von unten“ fordert  des ­
  halb mehr innere Demokratie. So sollen 
die Vorstände nicht mehr vom Aufsichtsrat 
er nannt, sondern von der Vertreter­ bezie­
hungs weise der Generalversammlung 
direkt gewählt werden. 
Berlins Genossenschaftswohnungen sind 
sehr beliebt: Freiwerdende Wohnungen fin­
den fast immer unter den Mitgliedern neue 
Mieter. Die Bewohnerschaft ist konstant, 
viele Genossen wohnen Jahrzehnte in ihrer 
Siedlung. Die Genossenschaften sind des­
halb auch ein wichtiger Stabilitätsanker auf 
dem Berliner Wohnungsmarkt.
Beim Wohnungsneubau spielen die Genos­
senschaften jedoch keine große Rolle. Bau­
grundstücke zu kaufen ist für Genos sen­
schaften in Berlin inzwischen fast aussichts ­
los. Weil sie mit den Geldern ihrer Mitglie­
der eher vorsichtig wirtschaften, haben 
sie gegen finanzkräftige Investoren keine 
Chance. Sie nutzen deshalb für Neubauten 
fast ausschließlich eigene Baulandreserven, 
etwa indem sie ihre bestehenden Siedlun­
gen verdichten.
Jens Sethmann

Genossenschaftsforum
www.berliner­genossenschaftsforum.de/

Initiative 
Genossenschaft von unten
www.genossenschaft­von­unten.eu/

BMV-Infoblatt 42: Was ist eine 
 Wohnungsbaugenossenschaft?
www.berliner­mieterverein.de/recht/ 
infoblaetter/info­42­was­ist­eine­ 
wohnungsbaugenossenschaft.htm
29

http://www.berliner-genossenschaftsforum.de/
http://www.genossenschaft-von-unten.eu/
https://www.berliner-mieterverein.de/recht/infoblaetter/info-42-was-ist-eine-wohnungsbaugenossenschaft.htm
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Mehr Demokratie: 
Kooperations­

vertrag im Neuen 
Kreuzberger 

Zentrum; mehr 
sozialer Anspruch: 

Neubauten im 
geförderten 

Wohnungsbau in 
der Wasserstadt 

Oberhavel
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So sozial, wie der  
Senat es vorgibt

Das Land Berlin besitzt heute sechs eigene 
Wohnungsbaugesellschaften: Degewo, Ge­
sobau, Gewobag, Howoge, Stadt und Land 
sowie WBM. Sie vermieten zusammen rund 
310 000 Wohnungen. Sie sind rechtlich als 
GmbH oder Aktiengesellschaft organisiert. 
Die Geschäftsanteile liegen komplett beim 
Land Berlin, und in den Aufsichtsräten sit­
zen Senatoren und Staatssekretäre. 
Die Landespolitik hat also einen unmittel­
baren Einfluss auf die Geschäfte der städ­
tischen Wohnungsbaugesellschaften. Sie 
verhalten sich so, wie der Senat es ihnen 
vorschreibt. So war es in den 90er  Jahren 
Vorgabe, die Unternehmensschulden abzu­
bauen und die Senatsfinanzen zu sanieren. 
Deshalb haben die Wohnungsbaugesell­
schaf ten im großen Stil Wohnungen ver  ­
kauft. Von 1995 bis 2002 gab es eine Wel ­
 le von erzwun genen Fusionen. Bei die sen 

„In­sich­Verkäu fen“ musste ein Unter neh­
men den Kauf preis für das andere Unter ­
nehmen an die notorisch klamme Senats­
kasse überweisen. Bei der Vermietung ha­
ben sich die landeseigenen Gesellschaften 
in dieser Phase kaum von Privaten unter­
schieden: Sie verlangten, was der Markt 
hergab, und fielen nicht selten sogar als 
Mietpreistreiber auf. Schließlich wurden 
1998 die Gehag und 2004 die GSW kom­
plett verkauft. Von 18 städtischen Woh­
nungsbaugesellschaften blieben am Ende 
sechs übrig.
Die Städtischen hatten von 2003 bis 2008 
auch die zweifelhafte Aufgabe, im Rahmen 
des Programms Stadtumbau Ost Teile ihres 
Wohnungsbestandes abzureißen. Private 
Vermieter wären wohl kaum dazu bereit, 
zur „Marktbereinigung“ ihr Eigentum zu 
vernichten. So haben allein die Degewo 
und die Stadt und Land in Marzahn­Hellers­
dorf rund 3000 Wohnungen abgerissen.
Angesichts eines daraufhin wieder enger 
werdenden Wohnungsmarktes hat der 
Senat 2012 mit den Wohnungsbaugesell­
schaften das sogenannte Mietenbündnis 
geschlossen. Darin sind unter anderem die 
Mieterhöhungsmöglichkeiten beschränkt 
und die Vergabe von Wohnungen an Be­
nachteiligte geregelt worden. 
Inzwischen wurde das Mietenbündnis 
durch eine Kooperationsvereinbarung 
er setzt: Seit Anfang 2017 sind bei den 
städti schen Wohnungsbaugesellschaften 
Miet erhöhungen auf vier Prozent in zwei 
Jahren begrenzt. In Härtefällen wird die 
Nettokaltmiete auf 30 Prozent des Haus­
haltseinkommens gesenkt. 60 Prozent 
der Wohnungen gehen an Haushalte, die 
wegen ihres geringen Einkommens einen 
Wohnberechtigungsschein (WBS) haben. 
Bei Modernisierungen wird die Umlage auf 
sechs Prozent reduziert und die daraus re­
sultierende Miete darf die ortsübliche Ver­
gleichsmiete um höchstens zehn Prozent 
übersteigen. Außerdem sollen die Städti­
schen bis 2021 mindestens 30 000 neue 
Wohnungen bauen und wenigstens 10 000 
Bestandswohnungen ankaufen.
Den Unternehmen wurde auch mehr De­
mokratie verordnet. Seit 2016 hat jede Ge­
sellschaft einen Mieterrat. Die Mieterinitia­
tive „Kommunal und selbstverwaltet woh­
nen“ wirbt für eine Mieterselbstverwaltung 
in rekommunalisierten Häusern. Die Gewo­
bag hat bereits mit dem Mieterbeirat des 
angekauften Neuen Kreuzberger Zentrums 
eine solche Vereinbarung geschlossen. Für 
die Bürgerbeteiligung bei Neubauvorhaben 
gibt es seit 2017 verbindliche Leitlinien.
Die Vorgaben der Politik haben die Städti­
schen wieder zu sozialen Vermietern ge­
macht, die dem Mietenwahnsinn des freien 
Marktes etwas entgegensetzen. Eine ande­
re Landesregierung könnte das allerdings 
auch schnell wieder beenden.
Jens Sethmann 

Kooperationsvereinbarung 
„Leistbare Mieten, Wohnungsneubau 
und soziale Wohnraumversorgung“
www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/
wohnraum/wohnungsbaugesellschaften/
de/kooperationsvereinbarung.shtml

Gemeinsame Website 
der Städtischen
https://inberlinwohnen.de/ 
 
Initiative „Kommunal 
und selbstverwaltet wohnen“ 
www.kommunal­selbstverwaltet­
wohnen.de 

BMV­Infoblatt 43 
Wohnraumversorgungsgesetz, 
 Kooperationsvereinbarung 
mit den städtischen Wohnungs-
baugesellschaften
www.berliner­mieterverein.de/recht/
 infoblaetter/info­43­berliner­ wohnraum
versorgungsgesetz­kooperationsverein
barung­mit­den­staedtischen­wohnungs
baugesellschaften.htm

BMV­Infoblatt 72 
Tipps zum Wohnberechtigungs-
schein (WBS)
www.berliner­mieterverein.de/recht/
infoblaetter/info­72­tipps­zum­ 
wohnberechtigungsschein­wbs.htm
MieterMagazin 7+8/2019
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Mietvertrag mit E
  weitgehender 

Bewohnerauto  ­
nomie: ehemaliges 

Besetzerhaus in der 
Kohlfurter Straße  

Weiterverkauf 
der Wohnungen 
ausgeschlossen: 
Syndikat­Projekt  

Zossener Straße 48
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Mieter, die ihre eigenen Mieten festlegen 
und sich ums Treppenputzen und Heizöl­
Bestellen kümmern? Das gibt es – und es 
funktioniert erstaunlich gut. 
Wohl niemand hat damit gerechnet, dass 
die Freiburger Rebellen, die 1983 das „Miets­
häuser Syndikat“ gründeten, eine solche 
Erfolgsgeschichte schreiben würden. Heute 
ist der Verbund die erste Anlaufstelle für 
Mieter, die ihre Häuser kaufen wollen, um 
nicht einem Spekulanten in die Hände zu 
fallen. Erst nach der Jahrtausendwende, als 
der Druck auf den Immobilienmarkt stieg, 
nahm das Modell Fahrt auf. In Berlin kam 
die Grünberger Straße 73 im Jahre 2003 
als erstes Haus zum Freiburger Verbund. 
Inzwischen gibt es 183 Projekte bundes­
weit, 18 davon in Berlin.
Anders als viele zunächst annehmen, ver­
gibt das Mietshäuser Syndikat kein Geld. 
Man unterstützt die Bewohner – die sich 
zunächst als Hausverein organisieren müs­
sen – mit Knowhow und guten Kontakten 
zu Stiftungen, die als Geldgeber in Frage 
kommen. Die Finanzierung ist der wunde 
Punkt des Ganzen. Banken scheiden in der 
Regel aus, weil sie zuviel Eigenkapital verlan­
gen. Wenn sich keine Stiftung findet, sucht 
man daher nach privaten Geldgebern, die 
Direktkredite als „solidarische Finanzsprit­
ze“ gewähren. Für diesen Kredit kommen 
die Bewohner dann über die Mieten auf. 
Zusätzlich zahlen sie einen Solidarbeitrag, 
mit dem das Syndikat die GmbH­Einlagen 
anderer Häuser finanziert. 

Wohnen in 
Eigenregie
019
Eigentümerin des betroffenen Hauses wird 
eine GmbH. Ihr gehören der Hausverein als 
Minderheits­Gesellschafter sowie das Miets­
häuser Syndikat an. „Das Konzept ist inso­
fern beispielhaft, weil es verhindert, dass die
Wohnungen später weiterverkauft werden 
können“, sagt Yvonne von Langsdorff aus 
der Zossener Straße 48, einem der Haus pro­
jekte. Da nicht die einzelnen Mieter,  sondern 
der Verein Gesellschafter ist, haften die 
Be wohner übrigens nicht mit ihrem Privat­
vermögen. Als Stammkapital für die Haus­
GmbH müssen die Mieter 25 000 Euro 
zusammenlegen. 
Der Fall Zossener Straße zeigt aber auch, 
dass das Modell angesichts horrender Kauf ­
preise in Berlin kein Garant mehr für preis­
günstiges Wohnen ist. Die Miete der Be­
wohner beträgt jetzt 8,50 Euro pro Qua­
dratmeter – eine Höhe, die sich aus der 
Kredit­Verpflichtung errechnet. Allerdings 
könnten die Mieten wegen der sinkenden 
Tilgungsraten langfristig auch wieder sin­
ken.“ Das wichtigste aber ist: „Uns kann 
niemand mehr aus der Wohnung drängen 
oder unser Haus zum Renditeparkplatz 
machen“, erklärt Yvonne von Langsdorff. 
Auch entscheiden die Mieter nun über alle 
Belange des Wohnens selber. 
Die Häuser dem Zugriff des Marktes zu 
entziehen ist auch das Ziel von ehemals 
besetzten Häusern wie dem Block 89 zwi­
schen Kohlfurter Straße und Fraenkelufer 
in Kreuzberg. Einige wurden noch in den 
1980er Jahren in Eigenregie von den Bewoh­
nern saniert – zum Teil mit dem damaligen 
Selbsthilfe­Programm des Senats – und 
haben Verträge mit sehr weitgehender Au­
tonomie ausgehandelt. Die Häuser gehören 
also nicht den Mietern, sondern meist städ ­
tischen Wohnungsbaugesellschaften oder 
im Falle des Block 89 der Deutsche Woh­
nen. Doch die Mieter können weitgehend 
schalten und walten, wie es das Plenum 
entscheidet. „Wir leben und lieben Selbst­
verwaltung“, heißt es beim Block 89. Im 
Laufe der Jahrzehnte sei man zu einer gut 
funktionierenden Hausgemeinschaft zu­
sammengewachsen. Man teilt sich Wasch­
küche und Werkraum und engagiert sich 
für die Nachbarschaft. Und die Miete? Sie 
ist dank des langfristigen Vertrags sehr 
günstig. Jeder zahlt eine Pauschale, die 
auch Reparaturen, Strom und Weiteres 
beinhaltet. 
Birgit Leiß

Mietshäuser Syndikat
www.syndikat.org
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Nach erfolgrei­
chem Volksbe­
gehren sollen 
vergesellschaf­
tete Bestände 
in eine Anstalt 
öffentlichen 
Rechts über­
führt werden

Das angelsäch­
sische Modell 

des „Community 
Land Trust“ hat 

jetzt auch in 
Berlin Nachahmer 

gefunden
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Wohnungsbewirtschaftung 
in kommunalem Betrieb 

Das Volksbegehren „Deutsche Wohnen & Co enteig­
nen“ will Vermieter, die in Berlin mehr als 3000 Woh­
nungen haben, vergesellschaften. Nach dem  bisher nie 
angewendeten Artikel 15 des Grundgesetzes können 
Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmit­
tel „zum Zwecke der Vergesellschaftung“ in Gemein­
eigentum überführt werden. Die Wohnungen dürften 
dabei nicht in die als GmbH beziehungsweise AG or­
ganisierten landeseigenen Wohnungsbaugesellschaf­
ten eingegliedert werden. Deshalb sollen – sofern das 
Volksbegehren Erfolg hat – die vergesellschafte ten 
Wohnungen und Grundstücke in einer neuen Anstalt 
öffentlichen Rechts unterkommen, in der sie ohne 
Gewinnabsichten rein kostendeckend verwaltet wer­
den. Es wäre das erste Wohnungsunternehmen in 
dieser Rechtsform.
Anstalten öffentlichen Rechts (AöR) sind Betriebe im 
Besitz des Bundes, eines Bundeslandes oder einer Kom­
mune. Rundfunkanstalten, Landesbanken und Spar­
kassen sind traditionell als AöR organisiert. Mit dem 
Berliner Betriebegesetz wurden 2006 die bisherigen 
Eigenbetriebe Berliner Stadtreinigung (BSR), Berliner 
Verkehrsbetriebe (BVG) und Berliner Wasserbetriebe 
(BWB) in Anstalten öffentlichen Rechts umgewandelt. 
Der Träger einer solchen Anstalt – hier das Land Ber­
lin – ist verpflichtet, das Unternehmen mit den zur 
Auf gabenerfüllung nötigen finanziellen Mitteln aus­
zustatten und so dauerhaft funktionsfähig zu erhal­
ten. Der Träger haftet grundsätzlich auch unbegrenzt 
für die Verbindlichkeiten der Anstalt. Deshalb können 
AöR nicht insolvent werden.
Wie eine AöR ihre Geschäfte führt, wird in einer Sat­
zung geregelt. Für ein Wohnungsunternehmen könn te 
man beispielsweise festschreiben, dass es nicht ge winn­
orientiert arbeiten darf, eine Mietermitbestimmung 
gewährt und der öffentlichen Kontrolle un terliegt. 
Jens Sethmann

Volksbegehren 
„Deutsche Wohnen & Co enteignen“
www.dwenteignen.de/

Wohnraumversorgung Berlin AöR
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohnraumversorgung/
Der Boden 
ist Gemeingut

Die Aktivisten der Initiative „Community 
Land Trust“ aus Friedrichshain­Kreuzberg 
gründen zurzeit nach dem Vorbild ähnlicher 
Modelle aus dem angelsächsischen Raum 
eine Stadtbodenstiftung für Berlin, um Grund 
und Boden dauerhaft für gemeinwohlorien­
tierte Projekte zu sichern. Die Grundidee 
entstand Anfang der 1970er Jahre in den 
Südstaaten der USA. In den 1980er  Jahren 
wurde das Modell auf Wohngebäude über­
tragen. 
Der Community Land Trust (CLT) ist recht­
lich eine besondere Eigentumsform ähnlich 
einer Stiftung, bei der das Eigentum am 
Grundstück vom Eigentum an den darauf 
errichteten baulichen Strukturen getrennt 
ist, um Grund und Boden so dauerhaft dem 
Markt und damit der Spekulation zu entzie­
hen. Der CLT verwaltet Grundstücke treu­
händerisch und verpachtet sie mit einem 
in der Regel auf 99 Jahre angelegten Erb­
bauvertrag an die Nutzer. Die Grundstücke 
übernimmt der CLT von Privatpersonen, Ge ­
nossenschaften oder Hausprojekten – durch 
Schenkung oder Kauf. Die Finanzierung er ­
folgt durch Einlagen von anderen Stiftungen, 
günstige Kredite von unterstützenden Per­
sonen und Institutionen, öffentliche Start­
finanzierung, Crowd Funding und Einnah­
men aus dem Erbbauzins.
Die Nutzer – Genossen bei Genossenschaf­
ten oder einfache Mieter – schließen Ver­
träge mit den Vermietern von Wohnraum, 
der auf diesen Grundstücken errichtet wor  ­
den ist. Diese Vermieter unterhalten wie de­
rum Erbbauverträge mit der Stadtboden­
MieterMagazin 7+8/2019
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Wohnhaus in der 
Leo­Baeck­Straße: 

Die „Hilfswerk­
Siedlung“ der 
evangelischen 

Kirche ist einer 
der größten ge­
meinwohlorien­

tierten Woh­
nungsanbieter
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stiftung. Die Umwandlung von Mietwohnun­
gen in Wohneigentum ist ausgeschlossen.
Bei der Wohnungsvergabe werden Gering­
verdiener bevorzugt, bei der Auswahl der 
Gewerbetreibenden ist der Bedarf der Nach­
barschaft entscheidend.
Die Miete ist eine Kostenmiete – so niedrig 
wie möglich. Andre Sacharow, einer der In­
itiatoren der Initiative: „Wir reden mit den 
Mietern, wie viel sie maximal leisten kön­
nen, und wir versuchen so viel Förderung 
zu organisieren, dass die Mieten möglichst 
nicht steigen werden. Die Miete wird zwar 
am Ende von den Betreibern festgelegt – 
wir passen jedoch auf, dass da niemand 
einen Profit abschöpft.“
Die Berliner Initiative kam im Frühjahr 2018 
zum ersten Mal zusammen. Das Bezirksamt 
Friedrichshain­Kreuzberg unterstützt das 
Team in der Gründungsphase. Inzwischen 
liegt die Satzung vor, im September begin­
nen Verhandlungen mit mehreren privaten 
Eigentümern, um Mietshäuser und Gewer­
beräume in den Fonds zu überführen. Dem­
nächst wird der Vorstand gewählt – von 
einem Gremium, bestehend zu je einem 
Drittel aus Nutzern, Anwohnern und der 
Öffentlichkeit. Unter dem Namen Stadtbo­
denstiftung wollen Sabine Horlitz, Andre 
Sacharow und ihre Mitstreiter diese demo­
kratische Stiftung aufbauen, um Mieter und 
Nutzer dauerhaft abzusichern.
Rainer Bratfisch

Berliner Initiative 
„Community Land Trust“ 
kontakt@clt­berlin.org
https://clt­berlin.org/
S 0174 718 32 15
MieterMagazin 7+8/2019
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Wohnraum schaffen 
aus sozialer 
Verantwortung

Die Wohnungsversorgung besonders be­
nachteiligter Bevölkerungsgruppen haben 
sich verschiedene gemeinnützige Stiftungen 
und kirchliche Wohnungsunternehmen zur 
Aufgabe gemacht. Nicht immer werden sie 
dem hehren sozialen Anspruch gerecht. 
Eine der größten gemeinwohlorientierten 
Wohnungsanbieter ist die „Hilfswerk­Sied­
lung“ (HWS). Das Immobilienunternehmen 
der Evangelischen Kirche Berlin Branden­
burg/Schlesische Oberlausitz, das unlängst 
im Zusammenhang mit der Berliner Enteig­
nungsdebatte in die Schlagzeilen geriet, ist 
Eigentümerin von rund 4500 Wohnungen 
in Berlin. 
Nach dem Krieg, als Deutschland in Trüm­
mern lag, beschloss die Synode der Evan­
gelischen Kirche, sich am Sozialen Woh ­
nungsbau zu beteiligen. In der Anfangszeit 
entstanden Häuser für Kriegswitwen, Ge ­
flüchtete und Arbeitslose, vor allem in Zeh­
lendorf. Später, in den 1970er  Jahren, war 
die HWS einer der Bauherren der Gro pius ­
stadt. Noch heute besitzt sie in der Groß­
siedlung rund 1500 Wohnungen und enga­
giert sich für die Entwicklung der Nach bar­
schaft. So zahlt eine Kita dort für ihre Räu­
me beispielsweise nur die Betriebskosten, 
und im Jahre 2016 stellte die HWS Woh­
nungen für Geflüchtete und ein Willkom­
mensbüro zur Verfügung. „Wir sind kein 
gewinnorientiertes Unternehmen“, betont 
Geschäftsführer Jörn von der Lieth. Die 
Hilfswerk­Siedlung ist eine GmbH. Die Ge­
sellschafter – neben der Evangelischen Kir­
che und dem Diakonischen Werk auch eine 
Stiftung – erhalten keine Ausschüttungen. 
Ziel ist es, eine sozial verantwortbare Woh­
nungsversorgung sicherzustellen. Überwie­
gend beteiligt man sich am öffentlich ge­
förderten Sozialen Wohnungsbau. 
Die Initiative „Deutsche Wohnen & Co ent­
eignen“ hat mittlerweile klargestellt, dass 
man die HWS als gemeinwohlorientiertes 
Unternehmen trotz seiner Größe nicht ent­
eignen will. Dem Berliner Mieterverein ist 
die HWS indes nicht als besonders vorbild­
licher Vermieter aufgefallen. 
Auch Stiftungen engagieren sich im Bereich 
gemeinwohlorientiertes Wohnen. So ver­
fügt die Fürst­Donnersmarck­Stiftung, die 
sich seit über 100 Jahren für Menschen mit 
Behinderung einsetzt, auch über Häuser, 
in denen barrierefreie Wohnungen oder 
Wohngemeinschaften mit Behinderten un­
tergebracht sind. Stiftungen dürfen zwar 
Gewinne machen, diese aber nicht in die 
eigene Tasche stecken. Vielmehr müssen 
sie in neue Projekte für gemeinnützige 
Zwecke fließen. 
Weil Frauen in Not auf dem überteuerten 
Wohnungsmarkt immer häufiger auf der 
Strecke bleiben, hat die „Koepjohann‘sche 
Stiftung“ erstmals in ihrer über 220­jähri­
gen Geschichte ein Wohnprojekt  initiiert, 
gemeinsam mit dem Diakonischen Werk 
Berlin. „Die jahrelange Erfahrung mit 
Frauen, die auf der Straße leben, hat uns 
da zu veranlasst“, sagt Janka Haverbeck 
vom Stiftungsvorstand. Es sei ein abso­
luter Glücksfall gewesen, dass man von 
der Evangelischen Kirchengemeinde am 
33
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Frauenwohn­
projekt von 
Dia konischem 
Werk und Koep­
johann‘scher 
Stiftung in der 
Tieckstraße

Wandrelief 
„100 000 

neue Wiener 
Gemeinde­

wohnungen“ 
am Franz­Novy­

Hof in Wien
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Weinberg ein ehemaliges Pfarrhaus mit 
ei nem Erbbaurechtsver trag für 99 Jahre er­
werben konnte. 2,9 Mil lionen Euro hat die 
Stiftung in die denkmal gerechte Sanierung 
und den Umbau ge steckt. Im Februar 2019 
wurde hier, in der Tieckstraße 17 in Mitte, 
ein Wohn­ und Be  ratungshaus für Frauen 
eröffnet. Auf vier Etagen gibt es Einzel­ 
und  Doppelzimmer sowie Apartments für 
insgesamt 34  Frauen und ihre Kinder. Au­
ßerdem wurde im Sou terrain die Notunter­
kunft „Marie“ eingerichtet, in der Frauen 
für bis zu drei Wochen ein Dach über dem 
Kopf finden. 
Doch nicht jede Stiftung, die sich auf dem 
Wohnungsmarkt tummelt, ist als Wohltäte­
rin unterwegs. Beispiel: die Bürgermeister­
Reuter­Stiftung, die einst innerdeutsche 
Flüchtlinge unterstützte und heute vor al ­
 lem Wohnraum für Studierende und Aus­
zubildende zur Verfügung stellt. Nicht Ge­
winnmaximierung, sondern solide Kosten­
deckung bestimmt nach Eigendarstellung 
deren wirtschaftliches Konzept. Das sieht 
dann so aus: Ein zwölf Quadratmeter gro­
ßes Zimmer im Studentenwohnheim in der 
Brunnenstraße kostet 417 Euro alles inklu­
sive und für ein 21 Quadratmeter großes 
Apartment in Lichtenberg muss man sage 
und schreibe 640 Euro bezahlen. 
Birgit Leiß
34

W
IE

N
E

R

Wohnungspolitik  
mit langem Atem

Das Wiener Modell, das auf die sozialdemo­
kratisch geprägte Zeit von 1918 bis 1934 –
das „Rote Wien“ – zurückgeht, gilt nach 
wie vor international als gelungenes Bei­
spiel einer sozial orientierten und nach hal  ­
tigen staatlichen Wohnungspolitik. Im Ge­
gensatz zu Berlin widerstand die Wiener 
Stadtverwaltung auch der Versuchung, in 
schlechten Haushaltsjahren ihre Wohnungs ­
bestände zu veräußern. Ein Viertel aller 
Wohnungen gehört heute der „Wiener 
Wohnen“, einem städtischen Unterneh­
men: 220 000 Wohnungen in 1749 Gemein ­
debauten, über alle Bezirke verteilt. Jähr­
lich fließen rund 600 Millionen Euro in die 
Wohnungsbauförderung – 420 Millionen 
davon kommen vom Bund. 0,5 Prozent des 
Bruttolohns fließen sowohl von Arbeitneh­
mer­ als auch von Arbeitgeberseite in die­
sen Topf. Bei Neubauten bleiben in Wien 
nach wie vor zwei Drittel der Wohnfläche 
dem geförderten Wohnungsbau vorbehal­
ten. Jedes geförderte Neubauvorhaben 
wird auf die vier Kriterien soziale Nachhal­
tigkeit, Architektur, Ökologie und Nutzer­
kosten geprüft.
62 Prozent aller Wiener Haushalte wohnen 
heute in geförderten Wohnungen, je zur 
Hälfte in Gemeindebauten und in Genos­
senschaften. Das Procedere, eine solche 
Wohnung zu bekommen, ist denkbar ein­
fach: Wer seit mindestens zwei Jahren in 
der Stadt gemeldet ist, in einer zu kleinen 
Wohnung lebt und als Single nicht mehr als 
44 410 Euro netto im Jahr verdient, kann 
sich für eine Gemeindewohnung anmelden. 
Die Wartezeit: einige Monate, manchmal 
auch einige Jahre. Einem Single steht eine 
Einzimmerwohnung zu, für jede weitere 
Person im Haushalt gibt es ein zusätzliches 
Zimmer. Die Miete beträgt 5,80 Euro pro 
Quadratmeter, plus Betriebskosten und 
zehn Prozent Steuern. Die Mieten sind für 
alle gleich – der Verwaltungsaufwand für 
einkommensabhängige Mieten wäre nach 
Ansicht der Wiener Politik und Verwaltung 
höher als die zusätzlichen Einnahmen. 

„Durch die hohen Einkommensgrenzen 
bleibt die Stadt gemischt, es gibt nur we­
nige soziale Brennpunkte“, urteilt Stefan 
Richter, Geschäftsführer der Stiftung Zu­
kunft Berlin.
Auch Staatssekretär Sebastian Scheel von 
der Berliner Senatsverwaltung für Stadt­
entwicklung und Wohnen räumt anerken­
nend ein: „Der hohe Anteil des gemein­
wohlorientierten Wohnungsbestandes in 
Wien ist Ergebnis einer jahrzehntelangen 
mieterorientierten Wohnungspolitik.“ 
Rainer Bratfisch

Wolfgang Förster, 
William Menking (Hrsg.): 
Das Wiener Modell 
Band 1, 2. Aufl. 2017 
Band 2 2018 
MieterMagazin 7+8/2019
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Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beiträge sind 
gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf 
die seit Januar 2001 veröffentlichten 
Entscheidungen und Aufsätze.

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes
Wohnfläche und Kappungsgrenze
Im Verfahren der Mieterhöhung bis zur ortsüblichen 
Vergleichsmiete (§ 558 Abs. 1 BGB) bestimmt sich 
die der Berechnung der Kappungsgrenze (§ 558 Abs. 3 
BGB) zugrunde zu legende Ausgangsmiete auch im 
Falle einer Mietminderung wegen eines nicht beheb­
baren Mangels in Form nicht unerheblicher Wohn­
flächenabweichung (§ 536 Abs. 1 BGB) nach der ver­
traglich vereinbarten Miete. 
BGH vom 17.4.2019 – VIII ZR 33/18 – 

 Langfassung im Internet

Der Vermieter verlangte vom Mieter die Zustimmung 
zu einer Mieterhöhung nach § 558 BGB. Im Mietver-
trag war die Wohnfläche mit 94,5 Quadratmetern an-
gegeben. Tatsächlich war die Wohnung nur 84 Qua-
dratmeter groß. Es ging vor Gericht darum, wie sich die 
Wohnflächenabweichung auf die Mieterhöhung aus-
wirkt. Geklärt ist mittlerweile nach nunmehr eindeuti-
ger Rechtsprechung des BGH, dass es für die ortsüb-
liche Miete auf die tatsächliche Wohnfläche und nicht 
auf die vereinbarte ankommt, die ortsübliche Quadrat-
metermiete aus dem Mietspiegel hier also „nur“ mit 84 
zu multiplizieren war. 
Ungeklärt war bislang hingegen, ob eine Mietminde-
rung wegen Wohnflächenabweichung sich auf die Be -
rechnung der 15-prozentigen Kappungsgrenze aus-
wirkt. Anders als bei der Mieterhöhung – wo es wie 
gesagt immer auf die genaue tatsächliche Wohnfläche 
ankommt – gibt es für die Annahme eines Wohnflä-
chenmangels eine 10-prozentige Kulanz: Erst ab einer 
Differenz von 10 Prozent oder mehr kann gemindert 
werden. 
Der Mieter argumentierte: Da die Wohnfläche tatsäch-
lich 11 Prozent geringer sei als im Mietvertrag verein-
bart, sei bei der Berechnung der Kappungsgrenze eine 
entsprechend geminderte Ausgangsmiete anzusetzen. 
Es war also unter zwei Berechnungsmöglichkeiten zu 
entscheiden: 15 Prozent berechnet von der vereinbar-
ten Miete vor drei Jahren oder 15 Prozent berechnet 
von der geminderten Miete vor drei Jahren.
Der BGH teilte die Auffassung des Mieters nicht.
Der Berechnung der Kappungsgrenze sei die vertraglich 
vereinbarte und nicht eine nach § 536 Abs. 1 BGB in-
folge erheblicher Wohnflächenabweichung geminderte 
/2019
Miete zugrunde zu legen. Mietminderungen blieben bei 
der für die Berechnung der Kappungsgrenze maßgeben-
den Ausgangsmiete unberücksichtigt. Das gelte auch 
bei nicht unerheblichen Wohnflächenabweichungen. 
Auf den Umstand, dass derartige Mängel unbehebbar 
seien, komme es nicht an. 
Die Kappungsgrenze des § 558 BGB solle verhindern, 
dass die Mietsteigerung in Einzelfällen ein zu starkes 
Ausmaß annehme. Sie diene mithin dazu, einen zu ra-
schen Anstieg solcher Mieten, die bislang erheblich un-
ter der ortsüblichen Vergleichsmiete lagen, zum Schutz 
der betroffenen Mieter zu vermeiden. Gerade in diesen 
Fällen gewähre allein die Begrenzung einer Mieterhö-
hung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete (§ 558 Abs. 1 
Satz 1 BGB) keinen hinreichenden Schutz zugunsten des 
Mieters. Die Kappungsgrenze sei daher eine zweite, 
selbstständig einzuhaltende Obergrenze für Mieterhö-
hungen nach § 558 BGB und diene dem Schutz des Mie-
ters in wirtschaftlicher Hinsicht. 
Dieser Schutz vor einem zu raschen Anstieg seiner Zah-
lungspflichten orientiere sich jedoch an der Miete, zu 
deren Begleichung sich der Mieter vertraglich verpflich-
tet habe. Diese anfängliche oder während des laufenden 
Mietverhältnisses vereinbarte Miete habe der Mieter 
durch eigene Entscheidung übernommen und für sich 
als wirtschaftlich tragfähig angesehen. Hieran bemesse 
sich sein Schutz vor einer finanziellen Überforderung im 
Rahmen der jeweiligen Mietsteigerung. 
Ohnehin werde die Wohnflächenabweichung bei der 
weiteren Grenze der Mieterhöhung bis zur ortsüblichen 
Vergleichsmiete berücksichtigt. Die Größe der Wohnung 
(§ 558 Abs. 2 Satz 1 BGB) sei nach der tatsächlichen 
und nicht nach der vertraglich vereinbarten Wohnfläche 
zu berechnen. Somit werde an dieser Stelle den schutz-
würdigen Belangen des Mieters hinreichend Rechnung 
getragen und im Ergebnis vermieden, dass er eine im 
Verhältnis zur Wohnfläche überhöhte Miete zahle. 

Wohnfläche und Balkon
a) Der Begriff der „Wohnfläche“ ist im Wohnraum­
mietrecht auch bei freifinanziertem Wohnraum grund­
sätzlich anhand der für den preisgebundenen Wohn­
raum im Zeitpunkt des Mietvertragsschlusses gelten­
den Bestimmungen auszulegen. 
b) Eine hiervon abweichende Berechnung erfolgt unter 
anderem dann, wenn ein anderer Berechnungsmodus 
örtlich üblich ist. Eine solche maßgebende Verkehrs­
sitte setzt voraus, dass abweichend von den sonst an­
wendbaren Bestimmungen – vorliegend der Wohnflä­
chenverordnung – ein anderes Regelwerk, mithin die 
II. Berechnungsverordnung, die DIN 283 oder die DIN 
277 insgesamt angewendet wird. 
BGH vom 17.4.2019 – VIII ZR 33/18 – 

 Langfassung im Internet

Da eine Mietminderung wegen Wohnflächenabweichung 
voraussetzt, dass die Flächendifferenz mindestens 10 Pro-
zent beträgt, kann es im Einzelfall von Bedeutung sein, 
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ob bei der Wohnflächenberechnung der Balkon der Woh-
nung mit der Hälfte der Grundfläche oder aber mit nur 
einem Viertel angesetzt wird.
Im zu entscheiden Fall war die Wohnfläche der 2007 an-
gemieteten Wohnung im Mietvertrag mit 94,48 Quadrat-
metern angegeben. Tatsächlich war die Wohnung gemäß
einem Sachverständigengutachten aber nur 84,01 Qua-
dratmeter groß. Der Sachverständige hatte den Balkon 
nach der Wohnflächenverordnung mit einem Viertel der 
Grundfläche angesetzt. Hiergegen wandte sich der Ver-
mieter und verlangte die hälftige Berücksichtigung. In 
diesem Falle wäre die Minderung knapp an der erforder-
lichen 10-Prozent-Differenz gescheitert.
Der BGH folgte dem Sachverständigen.
Nach der ständigen Rechtsprechung des 8. Senats des 
BGH sei der Begriff der „Wohnfläche“ im Wohnraum-
mietrecht auch bei freifinanziertem Wohnraum grund-
sätzlich anhand der für den preisgebundenen Wohn-
raum geltenden Bestimmungen auszulegen und vorlie-
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gend aufgrund der im Zeitpunkt des Mietvertragsschlus -
ses geltenden Wohnflächenverordnung (WoFlV) zu er -
mitteln. Etwas anderes gelte dann, wenn die Mietver-
tragsparteien dem Begriff der Wohnfläche im Einzelfall 
eine abweichende Bedeutung beimessen oder ein ande-
rer Berechnungsmodus örtlich üblich oder nach der Art 
der Wohnung naheliegender sei. 
Eine andere, ortsübliche Berechnungsmethode könne 
sich aber nur ergeben, wenn sich vor Ort eine Verkehrs-
sitte zur Anwendung eines anderen Regelwerks gebildet 
habe. Es reiche dafür nicht aus, wenn Vermieter oder 
große Teil der Vermieter das Regelwerk „Wohnflächen-
verordnung“ falsch anwenden oder mit anderen Regel-
werken, zum Beispiel der II. Berechnungsverordnung 
oder DIN-Vorschriften, vermischen würden. 
Wichtig: Bei Mietverträgen, die vor dem 1.1.2004 abge-
schlossen wurden, gilt demnach die II. Berechnungsver-
ordnung, die die Balkonflächen nur zur Hälfte berück-
sichtigte.
Teppichboden
1. Der Vermieter ist zum Austausch 
des mitvermieteten  Teppichbodens 
verpflichtet, wenn dieser abgewohnt 
ist. Bei einem Teppichboden ist von 
einer maximalen Lebensdauer von 
zehn Jahren auszugehen. 
2. Bei der Teppichbodenqualität 
des neuen Teppichs ist zu berück­
sichtigen, dass ein Abzug „neu für 
alt“ nicht in Betracht kommt, da es 
sich hier nicht um einen Schadens­
ersatzanspruch handelt.
3. Ob der von dem Vormieter in den 
Mieträumen  zurückgelassene Tep­
pichboden Bestandteil der Miet­
sache geworden ist, hängt von der 
Auslegung des Mietvertrages ab.
LG Berlin vom 7.3.2018 
– 64 S 184/17 –, mitgeteilt 
von RA Falko Kalisch

 Langfassung im Internet

Die Mieter hatten von ihrem Ver-
mieter die Erneuerung des mindes-
tens 18 Jahre alten Teppichbodens 
gefordert. Nachdem dieser untätig 
blieb, setzten sie ihn in Verzug und 
ließen auf eigene Kosten einen  neuen 
Tep  pichboden verlegen. Um die Er-
stattung dieser Kosten ging es im 
Prozess.
Zunächst ging es um die Frage, ob 
der bei Einzug in der Wohnung vor-
handene Teppichboden überhaupt 
mitvermietet worden sei. Das Land-
gericht bejahte diese Frage. Dem 
stehe nicht entgegen, dass der Tep-
pich möglicherweise vom Vormieter 
gewesen sei. Denn maßgeblich sei, 
ob der Teppich den Mietern vom Ver-
mieter „überlassen“ worden sei i.S.v. 
§ 535 Abs. 1 Satz 2 BGB. Hier für ge-
be der Umstand, dass der  Teppich 
ursprünglich vom Vormieter  stam -
me, jedoch nichts her. Denn dies 
schließe nicht aus, dass auch der 
vom Vormieter stammende Teppich 
seitens des Vermieters als Bestand-
teil der Mietsache dem Nachfolge-
mieter zur Verfügung gestellt werde. 
Ob die von dem Vormieter in den 
Mieträumen zurückgelassenen Ein-
richtungen Bestandteile der Mietsa-
che geworden seien, hänge von der 
Auslegung des Mietvertrages ab. 
Vorliegend ergebe die Auslegung des 
Mietvertrages aber, dass der Teppich 
Vertragsbestandteil geworden sei. 
Denn der Teppichboden wurde we-
der in einem besonderen Protokoll 
des Mietvertrages aufgeführt, noch 
wurde in § 23 Nr. 2 des Mietvertra-
ges der Teppichboden als vom Vor-
mieter übernommen und damit ver-
einbarungsgemäß als vom Mieter 
eingebracht und nicht mitver mietet 
aufgeführt. Hätten die Parteien des 
Mietvertrages gewollt, dass der Tep-
pich nicht mitvermietet sein soll, wä re 
zu erwarten gewesen, dass sie dies 
auch entsprechend urkundlich ver-
merkt hätten. 
Des Weiteren stellte das  LG fest, dass 
ein seit Beginn des Mietver hältnisses 
mehr als 18 Jahre alter Tep pichboden 
abgewohnt und daher aus zutauschen 
sei. Bei einem Teppich bo  den sei von 
einer maximalen Lebensdauer von 
zehn Jahren auszugehen. Letztlich 
könne der Vermieter den Kostener-
stattungsanspruch der Mieter auch 
nicht wegen eines Abzuges „neu für 
alt“ kürzen, da vorliegend kein Scha-
densersatzanspruch in Streit stünde. 

Berliner Mietspiegel
Das Negativmerkmal „keine Dusch­
möglichkeit“ liegt nicht vor, wenn 
der Vermieter eine Badewanne mit 
Duscharmatur zur Verfügung stellt; 
ein Duschvorhang oder eine ähnliche 
Abtrennung sind nicht erforderlich.
Das Negativmerkmal „Geschirrspü­
ler in der Küche nicht anschließbar“ 
ist nicht schon dann erfüllt, wenn 
lediglich geeignete Kupplungen zum 
Anstecken oder Anschrauben der 
Verbindungsschläuche an die vor­
handenen Leitungen fehlen. Die ge ­
schätzten Montagekosten in der 
Größenordnung von 80 Euro bedeu­
ten keinen besonderen baulichen 
Aufwand, der die Annahme eines 
wohnwertmindernden Merkmals 
rechtfertigen kann.
Anders als etwa ein Dielenfußboden 
im Bad stellen ferner auch etwaige 
Schönheitsfehler einer im ausreichen­
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den Maß vorhandenen Verfliesung 
kein negatives Wohnwertmerkmal dar.
LG Berlin vom 28.8.2018
– 64 S 71/18 –, mitgeteilt 
von RA Klaus Kallenberg

 Langfassung im Internet

Anwaltskosten
In einem tatsächlich und rechtlich 
einfach gelagerten Fall bedarf ein 
durch eine Hausverwaltung vertre­
tener Vermieter für die Abfassung 
einer auf Zahlungsverzug gestütz­
ten Kündigung eines Wohnungs­
mietvertrags keiner anwaltlichen 
Hilfe. Die Kosten für einen gleich­
wohl beauftragten Rechtsanwalt 
sind dann vom Mieter nicht zu er­
statten.
LG Berlin vom 28.9.2018 
– 65 S 97/18 –, mitgeteilt 
von RA Norbert Wilke

 Langfassung im Internet

Der Vermieter wollte vorgerichtliche 
Anwaltskosten in Höhe von 650,34 
Euro vom Mieter erstattet haben. Un-
streitig befand sich der Mieter mit der 
Miete für die Monate September und 
Oktober 2017 in voller Höhe so wie 
mit der Augustmiete in Höhe von 
404,34 Euro im Rückstand. Das an-
waltliche Kündigungsschreiben ent-
hielt neben dem einleitenden Hin-
weis auf die Vertretung des Vermie-
ters die Erklärung der fristlosen, hilfs-
weise der ordentlichen Kündigung 
wegen der Mietrückstände in Höhe 
von 2255,92 Euro sowie die Auffor-
derung zur geräumten Herausgabe 
der Räume und schließlich den Wi-
derspruch gegen eine stillschweigen-
de Vertragsfortsetzung nebst Klage-
androhung für den Fall, dass nicht 
fristgerecht geräumt werde.
Das Landgericht verneinte den Scha-
densersatzanspruch des Vermieters. 
Zwar umfasse ein Schaden im Sinne 
von § 249 Abs. 1 BGB die durch das 
Schadensereignis erforderlich gewor-
denen und adäquat verursachten 
Rechtsverfolgungskosten. Doch ha-
be der Schädiger nicht schlechthin 
sämtliche durch das Schadensereig-
nis adäquat verursachten Rechtsan-
waltskosten zu ersetzen, sondern nur 
solche, die aus Sicht des Geschädig-
ten zur Wahrnehmung seiner Rechte 
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Dabei gelte nach der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofes bei der Kün-
digung wegen  Mietzahlungsverzugs, 
dass in einfach gelagerten Fällen, bei 
denen mit rechtlichen oder tatsäch-
lichen Schwierigkeiten nicht zu rech-
nen sei, der Vermieter eine erstma-
lige Geltendmachung seiner Rechte 
grundsätzlich selbst vornehmen kön-
ne, und dass es unter diesen Umstän-
den zur sofortigen Einschaltung ei nes 
Rechtsanwalts zusätzlicher Vor aus-
setzungen in der Person des Ver mie-
ters, wie etwa – eines Mangels an 
geschäftlicher Gewandtheit oder ei-
ner Verhinderung zur Wahrnehmung 
seiner Rechte bedürfe. Hiernach sei 
vorliegend ein Mitverschulden des 
Vermieters gegeben. Denn es liege 
hier mit der Kündigung wegen Zah-
lungsverzuges ein einfacher Fall vor.
Der Vermieter habe vorliegend für die 
Verwaltung des Objekts eine Haus ver-
waltung eingeschaltet, die ausweislich 
der mit der Kündigung überreichten 
Vollmachtsurkunde nicht nur zur Ein-
ziehung von Mieten, sondern darüber 
hinaus auch zur gerichtlichen und 
au ßergerichtlichen Durchsetzung der 
Rechte im Zusammenhang mit der Ver -
waltung und Bewirtschaftung des Ob -
jekts bevollmächtigt war. Die Ver wal-
tung sei zudem zu Änderungen und 
Abschluss von Mietverträgen und – 
ausdrücklich – auch zur Kündigung 
bevollmächtigt.
Eine irgendwie erkennbare Schwie-
rigkeit der hier betroffenen Rechts-
sache lasse sich dem Text der anwalt-
lichen Kündigung nicht entnehmen. 
Insbesondere sei weder vorgetragen 
noch erkennbar, dass eine umfassend 
bevollmächtigte Hausverwaltung zu 
der Erklärung dieser Kündigung we-
gen Zahlungsverzuges mit mehr als 
zwei Monatsmieten nicht in der La-
ge gewesen wäre.

Finanzielle Härte  
durch Modernisierung
Auch wenn die neue Gesamtmiete 
nach Modernisierung rund 75 Pro­
zent des Einkommens des Mieters 
beträgt, besteht keine Härte im Sin­
ne des § 559 Abs. 4 BGB, wenn die 
Wohnung nicht bedarfsgerecht, son ­
dern zu groß ist (hier: eine 76,78 
Qua dratmeter große Dreizimmer­
wohnung für den alleinstehenden 
Mieter). Abzustellen ist dabei auf 
die regionalen Gegebenheiten und 
auf die Ausführungsvorschriften zur 
Gewährung von Leistungen gemäß 
§ 22 SGB II und §§ 35 und 36 SGB 
XII (AV­Wohnen) des Landes Berlin. 
LG Berlin vom 9.10.2018 
– 63 S 48/18 –, mitgeteilt 
von RA Ludger Freienhofer

 Langfassung im Internet

Es ging im Prozess um die Frage, ob 
die modernisierungsbedingte Miet-
erhöhung eine Härte für den Mieter 
darstellt.
Gemäß § 559 Abs. 4 Satz 1 BGB ist 
eine Mieterhöhung  ausgeschlossen, 
soweit sie für den Mieter eine  Härte 
bedeuten würde, die auch unter Wür-
digung der berechtigten Interessen 
des Vermieters nicht zu rechtfertigen 
ist. Ob vom Vermieter beabsichtigte 
Modernisierungsmaßnahmen mit 
Rücksicht auf die für den Mieter da-
mit verbundenen – insbesondere fi-
nanziellen – Belastungen eine nicht 
zu rechtfertigende Härte bedeuten, 
ist unter Berücksichtigung der jeweili-
gen Umstände des Einzelfalls zu ent-
scheiden. Generalisierende Aussagen 
verbieten sich daher. Es kommt da -
nach nicht auf einen  bestimmten Pro -
 zentsatz des Einkommens als Ober-
grenze der Mietbelastung an, da eine 
solche Kappungsgrenze nicht be steht. 
So ist es möglich, dass ein hoher Pro-
zentanteil der Miete am Einkommen 
bei höheren Einkommen keine Härte 
begründet und ein niedrigerer Anteil 
der Miete bei geringem Einkommen 
eine Härte begründen kann. 
Nach Ansicht des Landgerichts be -
stand im vorliegenden Fall keine Härte, 
obwohl die Gesamtmiete von 556,34 
Euro um 56,49 Euro auf 612,82 Euro 
erhöht werden sollte und die neue 
Gesamtmiete rund 75 Prozent des 
Einkommens des Mieters betrug. Je-
doch sei seine 76,78 Quadratmeter 
große Dreizimmerwohnung für ihn 
allein nicht bedarfsgerecht,  sondern 
zu groß. Abzustellen sei dabei auf 
die regionalen Gegebenheiten und 
auf die  Ausführungsvorschriften zur 
Gewährung von Leistungen gemäß 
§  22 SGB II und §§ 35 und 36 SGB 
XII (AV-Wohnen) des Landes  Berlin. 
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Danach gelte ein Bedarf für  eine Per-
son von 50 Quadratmetern Wohn-
fläche und einer Nettokaltmiete von 
6,46 Euro pro Quadratmeter sowie 
einer Gesamtmiete von 8,08 Euro 
pro Quadratmeter beziehungsweise 
404,00 Euro als angemessen.
Die Wohnung des Mieters entspre-
che vielmehr in etwa dem Bedarf ei-
nes Dreipersonenhaushalts, für den 
nach der AV-Wohnen eine Wohnflä-
che von 80 Quadratmetern eine Net -
tokaltmiete von 5,94 Euro pro Qua-
dratmeter nettokalt und eine Gesamt-
miete von 7,56 Euro pro Quadratme-
ter beziehungsweise 604,80 Euro als 
angemessen erachtet werde.
Würde man im vorliegenden Fall ei-
ne wirtschaftliche Härte annehmen, 
dann ginge das Risiko, dass der Mie-
ter eine Wohnung bewohnt, die über 
das Maß hinausgeht, dass der Sozial-
gesetzgeber als angemessen erach-
tet und für die er die Kosten über-
nehmen würde, einseitig zu Lasten 
des Vermieters. Die Willensentschei-
dung des Mieters für die konkrete 
Wohnungsgröße sei bei der Abwä-
gung zu berücksichtigen und gehe 
über das in den Grenzen des § 559 
Abs. 4 BGB vom Vermieter zu tragen-
de Risiko der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Mieters hinaus.
Im Übrigen komme es für das Vorlie-
gen einer Härte nicht darauf an, ob 
der Mieter Sozialleistungen bezieht. 
Denn auch andere Mieter mit einem 
vergleichbaren Haushaltseinkommen 
wie dem des Mieters seien in den 
Grenzen des Zumutbaren auf die In-
anspruchnahme oder fiktive Anrech-
nung von Wohngeld zu verweisen. 
Der Umstand, dass dem Mieter nach 
der Mieterhöhung tatsächlich weni-
ger frei verfügbares Einkommen als 
die bisherige Grundsicherung verblei-
be, beruht maßgeblich auf seinem 
Entschluss hinsichtlich der eigenen 
Wohnungsgröße, die den angemes-
senen Bedarf für einen Einpersonen-
haushalt übersteigt.

Mieterhöhung nach  
Modernisierung
Eine im Anschluss an eine Moderni­
sierung unter Zugrundelegung des 
modernisierten Zustandes vorgenom ­
mene Mieterhöhung gemäß § 558 
BGB hat keine Sperrwirkung im Hin­
  blick auf eine nachfolgende Erhö­
hungserklärung gemäß 559 BGB, 
insoweit beide Erhöhungen zusam­
mengenommen das maximale Maß 
der Erhöhungsmöglichkeit nach § 559 
BGB nicht überschreiten.
LG Berlin vom 13.11.2018 
– 63 S 128/18 –, mitgeteilt 
von RA Nikolaus Krehnke

 Langfassung im Internet

Das Amtsgericht hatte noch entschie-
den, dass nach einer Erhöhung der 
Miete nach § 558 BGB auf die orts-
übliche Vergleichsmiete unter Zugrun-
delegung des modernisierten Stan-
dards eine weitere Erhöhung nach 
§   559 BGB ausgeschlossen sei, da 
der Umstand der Modernisierung 
bereits berücksichtigt worden sei.
Das Landgericht sah die Rechtslage 
anders. Ein Vermieter habe nach ei-
ner Modernisierungsmaßnahme ver-
schiedene Möglichkeiten, diese zum 
Gegenstand einer Mieterhöhung zu 
machen. Er könne ausschließlich nach 
§ 559 BGB vorgehen, also 8  Prozent 
der anrechenbaren Kosten zum Ge -
 genstand einer Mieterhöhung ma chen. 
Er könne aber auch ausschließlich 
nach § 558 BGB vorgehen und vom 
Mieter die Zustimmung zur neuen 
ortsüblichen Vergleichsmiete für mo-
dernisierten Wohnraum verlangen. 
Möglich sei auch die Kombination 
dieser Verfahren. Wähle der Vermie-
ter diesen Weg, dürfe es aber nicht 
zu einer kumulativen Mieterhöhung 
kommen, bei der die Modernisierung 
doppelt, nämlich sowohl bei § 558 
BGB als auch bei § 559 BGB berück-
sichtigt werde.
Bei der Kombination der beiden Miet-
erhöhungsmöglichkeiten könne der 
Vermieter wiederum zwischen fol gen -
den Wegen wählen: Zum einen wer-
de ihm die Möglichkeit eröffnet, die se 
Mietzinsanhebung in dem Umlage-
verfahren nach § 559 BGB, das eine 
Zustimmung des Mieters zur  Erhöhung 
selbst nicht erfordert, geltend zu ma-
chen. Falls die Vergleichsmiete in dem 
gemäß § 558 BGB relevanten Zeit -
raum gestiegen sei, könne der Ver-
mieter daneben in einem gesonder-
ten Verfahren Zustimmung des Mie-
ters zur Mietzinserhöhung auf der 
Ba sis für vergleichbaren nicht mo-
dernisierten Wohnraum verlangen. 
Zum anderen könne er ausschließlich 
nach § 558 BGB vorgehen und die 
Modernisierung dergestalt in das Zu-
stimmungsverfahren einbeziehen, dass 
er die Anhebung der Miete auf die 
Vergleichsmiete nach dem Standard 
der durch die Modernisierung verbes-
serten Wohnung verlangt. 
Darüber hinaus komme weiterhin ei-
ne Erhöhung nach § 558 BGB unter 
Berücksichtigung des modernisierten 
Standards und eine anschließende 
Mo dernisierungserhöhung nach § 559 
BGB in Betracht, solange insgesamt 
derjenige Erhöhungsbetrag nicht über-
schritten wird, der gälte, wenn der 
Vermieter eine Erhöhung allein nach 
§ 559 BGB vorgenommen hätte.
Im zu entscheidenden Fall war zu-
nächst eine Mieterhöhung nach § 558 
BGB in Höhe von 37,32 Euro auf 
Grundlage des neuen  moderni sier ten 
Zustands wirksam geworden.  Sodann 
erfolgte die für sich genommen wirk-
same Mieterhöhung nach § 559 BGB 
in Höhe von 116,53 Euro, über die das 
Landgericht zu befinden hatte. Ge mäß 
den obigen Ausführungen er klärte 
das Landgericht diese Mieter höhung 
aber nur zum Teil für wirksam, näm-
lich in Höhe von 79,21 Euro. 
Bei dem Betrag von 79,21 Euro han-
delte es sich um die Differenz zwi-
schen der bei isolierter Betrachtung 
möglichen Erhöhung nach § 559 BGB 
in Höhe von 116,53 Euro und der vor -
angegangenen Mieterhöhung  gemäß 
§ 558 BGB um 37,32 Euro. Der Mie -
 ter ist danach wirtschaftlich so ge stellt, 
als wäre lediglich eine Erhöhung ge-
mäß § 559 BGB erklärt worden. Eine 
doppelte Berücksichtigung der Mo-
dernisierung zu seinen Lasten fand 
nicht statt.
Im Übrigen seien aus dem Umstand 
eines Mieterhöhungsverlangens ge-
mäß § 558 BGB nach vorangegange-
nem Streit über die Modernisierung 
keine ausreichenden Anhaltspunkte 
für einen Verzicht auf eine weitere 
zulässige Erhöhung nach § 559 BGB 
zu folgern. 
Das Landgericht hat die Revision zum 
BGH zugelassen, weil die Frage ober -
gerichtlich noch nicht entschieden 
worden sei und ihr eine grundsätzli-
che Bedeutung für eine Vielzahl von 
Mietverhältnissen zukomme.
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Service
Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral gelegenen Be-
ratungszentren des Berliner Mietervereins. Zur Beratung bitte 
immer auch den Mitgliedsausweis und den Mietvertrag mit-
bringen. Wir bitten um Verständnis, dass aus organisatorischen 
Gründen eine Beraterauswahl nicht immer erfolgen kann.
Beratungs-
zentrum

 Frankfurter 
Allee in der 
Frankfurter 

Allee 85

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), 
nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Begleit-
person auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Wir sind umgezogen! 
Neu: Zillestraße 81 (Laden),
nahe Wilmersdorfer Straße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Bismarckstraße (U 2 und U 7)

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG 
über mobile Rampe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden),
nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 19 cm)
u Seestraße

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

  Zugang rollstuhlgerecht 
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet über den Hof)
u i Frankfurter Allee
u Samariterstraße 

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße Geschäftsstelle

Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr, 
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Geschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Geschäftsstelle, Spichernstraße 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung möglich ist.
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 Öffnungszeiten 
	 Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
 Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 40)
J Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung
 (es kann zu Wartezeiten kommen!)
 Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr, 
 Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
 Freitag von 15 bis 17 Uhr, Samstag von 9 bis 13 Uhr 
 (samstags jedoch nicht in den Beratungszentren 
 Wilmersdorfer Straße und Bahnhofstraße)
J Beratung mit Terminvereinbarung
 Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
 Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
 Ihren persönlichen Termin.
 Servicetelefon: S 030-226  260
 Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 18.30 Uhr, 
 Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
 Samstag von 9 bis 13 Uhr
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Service
Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht

 S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161, 
bmv@berliner-mieterverein.de 
Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-18.30 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Rechtsberatung: 
Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
gsstellen
vereinbarung

 Die BMV-Beratungszentren
 finden Sie auf Seite 39 (eine Seite zurückblättern!)
 Auskünfte zur Zugänglichkeit 
erhalten Sie über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, Wandlitzstr. 13 
i Karlshorst

K	Di 17-19 Uhr
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 b, 
2. OG, Raum 204
i Wartenberg
geschlossen 20. Juni bis 2. August   

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Kienberg/Gärten der Welt
geschlossen 20. Juni bis 2. August   

Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding) 
K Di 18-19.30 Uhr 
Selbsthilfe-, Kontakt- und  Beratungs-
stelle, Perleberger Straße 44/
Ecke Lübecker Straße
u Birkenstraße
geschlossen 20. Juni bis 2. August   

Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, 
Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

Weitere Beratun
überwiegend ohne Termin
40
Pankow 
K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K	Mi 17–19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg) 
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf
K	Mi 17-19 Uhr 
Mittelhof e.V., König straße 43 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf
geschlossen 20. Juni bis 2. August    

Tempelhof-Schöneberg
K	Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf

K	Mo 18.30-19.30 
+ Do 10-11 Uhr
AWO-Laden, 
Goltzstraße 19 (links)
u Nollendorfplatz, 
u Eisenacher Straße
geschlossen 20. Juni bis 2. August   

Treptow-Köpenick
K	Di + Do 17-19 Uhr 
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40
i Schöneweide
Servicetelefon
 für weitere Auskünfte, 
      Terminvereinbarungen 
  und Ihre Anregungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein großes Angebot an Informa-
tionsblättern bereit. Alle Informationen 
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de/
mietrecht/infoblaetter.htm 

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Unter „Mein BMV“ können Sie im Internet 
die persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft 
ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-
mieterverein.de/service
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung: 
S 030-226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
sowie Montag und Donnerstag 
von 17 bis 20 Uhr
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Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung 
und Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist möglich 
unter S 030-226 260:
Mo 17-19 Uhr (jeden 1. Montag, 
nur mit Terminvereinbarung): 
Beratungszentrum Altstadt Spandau, 
Mönchstraße 7
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Mi 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee 85

Überprüfung des 
Fernwärmepreises
Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der geliefer ten Wärmemenge und des 
Baualters, gegebe nenfalls beim Vermieter 
erfragen) sowie nach Möglichkeit die Wär-
meabrechnung des Fernwärmelieferanten 
einsenden an:  
Berliner Mieterverein, z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin. 

Beratung zu Sozialrecht 
und Miete
Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten für die Unterkunft und 
Heizung im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.
Bitte vereinbaren Sie einen Termin. 
Servicetelefon S 030-226 260 

Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Auseinander-
setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-
nern bietet der Berliner Mieterverein seinen 
Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit 
dem Konflikt und bei Bedarf ein Media tions-
verfahren zur einvernehmlichen Lösung des 
Problems an. Die Beratung/Mediation wird 
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von einem Mediator (Konfliktvermittler) 
durchgeführt. Das Angebot ist für Mitglie-
der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr, außerhalb dieser Zeiten 
ist ein Anrufbeantworter geschaltet: 
S 030 - 34 71 08 21; E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 030-226  260
Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Zillestraße 81, nahe Wilmersdorfer Straße 
u Bismarckstraße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen 

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder S 0163 / 826 69 44
Kosten: 90 Euro pro Termin zuzüglich 
10 bis 40 Euro Fahrtkosten. Die Beauftra-
gung durch Sie erfolgt direkt an die oben 
genannten Personen. Gutachten und ju -
ristische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 

Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten

Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/
Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsbroschüren 
Guter Rat und gar nicht teuer. 
Die Mietrechtsbroschüren des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) sind zu erwerben 
in der Geschäftsstelle und in den Bera-
tungszentren des Berliner Mietervereins 
oder beim Deutschen Mieterbund, 
10169 Berlin beziehungsweise im Internet 
unter www.mieterbund.de.
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Service

Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die 
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbe legs 
für den Mitgliedsbeitrag oder des ak tuellen 
MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard – 
Berlin zum halben Preis 
150 Partner in der Gastronomie, bei Sport 
& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Für BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im 
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein; 
Bestellung: www.joycard.de, S 30 36 99 57 
 
Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de 
S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de 
S 030-204 47 04 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de 
S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-800  93 11 50

Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13

K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.hilfelotse-berlin.de
K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0,  Fax 030-490 00 99 28, 
AWH-B-Wedding@internationaler-bund.de 
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de

Ehrenamtliches 
Engagement
Hilfe zur Selbsthilfe – 
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  
Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Bezirksleitung: Raphael Thieme, 
Fritz Peter Brost, Hans Huser
Treffen aktiver Mitglieder und interessierter 
Mieter jeden 2. Dienstag eines Monat um 
18.30 Uhr im Haus am Mierendorffplatz, 
Mierendorffplatz 19
Kontakt auch über Thomas Koch, 
Geschäftsstelle des BMV, 
S 030-226 26-144
Friedrichshain-Kreuzberg 
Bezirksleitung: Gundel Riebe, 
Ralf Kießling, Wolfgang Wilms 
K Die Aktivengruppe trifft sich immer am 
2. Do jeden geraden Monats um 18 Uhr 
im Beratungszentrum Frankfurter Allee 85. 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
in den Treffen der Aktivengruppe und über 
Thomas Koch, Geschäftsstelle des BMV, 
S 030-226 26-144
Lichtenberg
Bezirksleitung: Lieselotte Bertermann, 
Alexandra Gaulke, Ursula Niemann 
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 
2. Mi des Monats um 17 Uhr in der 
„Undine“, Wohnprojekt und Kieztreff, 
 Hagenstraße 57-60. 

K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewie senen 
 Beratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Bezirksleitung: Peter Risch, Peter Reuscher, 
Irina Neuber 
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Bezirksleitung: Thomas Suckow 
K Mieterstammtisch – Erfahrungsaustausch 
unter Mieterinnen und Mietern, was gibt es 
Neues vom BMV? Aktuelles und Wissens-
wertes zum Mietrecht: jeden 4. Donnerstag 
im Monat ab 18 Uhr in der „Begegnungs-
stätte der Volkssolidarität“, Torstraße 190, 
Ecke Tucholskystraße, 10115 Berlin, 
alle Mitglieder aus Mitte, Wedding, Moa-
bit/Tiergarten sind herzlich willkommen;
Kontakt auch über Thomas Koch, Geschäfts-
stelle des BMV, S 030-226 26-144
Neukölln
Bezirksleitung: Jutta Hartmann, 
Wilhelm Laumann
Kontaktmöglichkeiten: 
bmv-neukoelln@freenet.de 
und über Thomas Koch,  Ge  schäfts -
stelle des BMV, S 030-226 26-144
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 3. Do 
im Monat um 18 Uhr in der Richardstraße 5 
(Räume der Aktion Karl-Marx-Straße)
Pankow
Bezirksleitung: Wolfgang Marquardt, 
Karin Kemner, Hans-Günther Miethe
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf 
Bezirksleitung: Helmut Möller
Kontakt: Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
K „Mittwochsrunde“ jeden 1. Mi im Mo-
nat ab 19 Uhr im Familientreff  Wittenau, 
 Oranienburger Straße 204
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften; AG Modernisierung,
AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 030-331 52 20
Steglitz-Zehlendorf
Bezirksleitung: Barbara von Boroviczeny
Kontakt: Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
Tempelhof-Schöneberg
Kontakt: Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
Treptow-Köpenick
Bezirksleitung: Henry Baumfelder, 
Ilona Sechting, Rosemarie Wabner
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-
austausch jeden 2. Donnerstag im Monat 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/mietspiegel/
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/betriebskosten/
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohngeld/diwo.shtml
https://www.berlin.de/lageso/soziales/geschuetztes-marktsegment/
http://www.vz-berlin.de/
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in Zusammenarbeit mit

V.i.S.d.P.: Dr. Rainer Tietzsch, Vorsitzender des Berliner Mietervereins, Spichernstraße 1, 10777 Berlin

Mit dieser Europäischen Bürger Initiative sollen bessere rechtliche und finanzielle  
Rahmen  bedingungen geschaffen werden, um leistbares Wohnen für alle Menschen  
in Europa zu ermöglichen. 

Wir fordern die  EU zum Handeln auf! 
EU-weit werden 1 Mio. Unterschriften benötigt, davon mindestens 72 000 in Deutschland. 

Bequem online unterzeichnen und den Link zur Petition an Freundinnen und Freunde,  
Kolleginnen und Kollegen und Bekannte weiterleiten oder die Unterschriftenliste  
auf der Rückseite dieses Hinweises verwenden.

ACHTUNG: Beim Ausfüllen bitte alle Vornamen aus Ihrem Ausweisdokument übernehmen! 
Bevor Sie das Online-Dokument absenden, prüfen Sie bitte Ihre Angaben auf Richtigkeit 
und Vollständigkeit.

Die Online-Petition umfasst folgende Forderungen:

•	die Erleichterung des Zugangs für ALLE zu leistbarem und sozialem  
Wohnungsbau,

•	keine Anwendung der Maastricht-Kriterien (Schuldenbremse) auf öffentliche 
Investitionen in leistbaren Wohnungsbau,

•	besserer Zugang zu EU-Finanzmitteln für gemeinnützige, gemeinwohl- 
orientierte und nachhaltige Wohnungsbauträger,

•	Beschränkung von Kurzzeitvermietungen (zum Beispiel für Ferienzwecke)  
durch soziale und wettbewerbsgerechte Regeln sowie

•	die statistische Erfassung des Wohnraumbedarfs in Europa.

EUrOPäisCHE BürGEr iNiTiATivE „HOUsiNG FOr All“

WOHNEN MUss BEZAHlBAr sEiN. Für AllE!
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